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Für meine Kinder Laura und Julia




Vorwort


Vor 70 Jahren wurde das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland von den Westalliierten genehmigt. Am 23. Mai 1949 wurde es verabschiedet und verkündet. Nach der Vereidigung der Bundesregierung gab Bundeskanzler Konrad Adenauer am 20. September seine erste Regierungserklärung ab. Dieser Tag war, juristisch gesehen, die Geburtsstunde der Bundesrepublik.


Diese Republik hat sich zu einem Staat mit Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und mit Vertrauen der Bürger gegenüber dem politischen System entwickelt. Eine Tatsache, die besonders in den Anfangsjahren ausgeprägt war. Heutzutage ist unsere liberale Demokratie angeschlagen und Wachsamkeit ist geboten.


Mit diesem Buch soll der Leser, in der Zielgruppe vom Schüler/-in bis zum Rentner/-in, eine Einordnung von gesellschaftlichen Entwicklungen gegeben werden. Eine Bestandsaufnahme nicht nur bezogen auf die letzten 70 Jahre. Gleichzeit soll dem Leser die vielfältigen Problemlagen in den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Gegebenheiten aufgezeigt werden. Ohne Kritik gegenüber unserem Gesellschaftssystem können die vorhandenen Schwachstellen nicht erkannt und behoben werden. Aber ebenso ist dem Autor daran gelegen, Mut und Zuversicht in der heutigen Zeit zu verbreiten, gleichzeitig ein Bewusstsein zu schaffen, um Herausforderung zu verstehen und sich für eine demokratische Gesellschaftsordnung einzusetzen .


Das 1. Kapitel bezieht sich auf die Grundzüge der deutschen Geschichte, es soll ein Verständnis und Einordnung von den Anfängen bis zum Nationalsozialismus gegeben werden. Prozesse von Umbruchphasen und Entwicklungen beziehen sich auf die Geschichte, also was einmal geschah bzw. passiert ist. Denn geschichtliche Entwicklungen und Zusammenhänge zu kennen, versetzt uns in die Situation, unsere Gegenwart besser einzuordnen und zu verstehen. Jedoch ist es abwegig und muss eindeutig verneint werden, dass eine historische Notwendigkeit herhalten muss, um Krieg, Unterdrückung, Elend und Leid der Menschen zu rechtfertigen.


Im 2. Kapitel wird die Situation nach dem Zweiten Weltkrieg, ab 1945, beschrieben. Die Folgewirkungen des Krieges für die Menschen werden ebenso dargestellt wie die Politik der Alliierten. Darüber hinaus befasst sich das Kapitel mit der Flucht und Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten – inklusive Schilderungen von Betroffenen – und dem Verhalten der Alliierten-Soldaten gegenüber den Kriegsverlierern.


Die Entstehung und Bedeutung des Grundgesetzes sowie die weitere gesellschaftliche Entwicklung mit sozialer Marktwirtschaft, politische Kultur, Westintegration und unterschiedliche Regierungskonstellationen gehen aus dem 3. Kapitel hervor.


Im 4. Kapitel wird der andere deutsche Teilstaat, die ehemalige DDR, in seiner Entstehung und Entwicklung dargelegt und als geschlossene Gesellschaft ohne Nachhaltigkeit bewertet. Die Wiedervereinigung ab 1990 mit dem Verlauf von Stärken und Schwächen in der Politikgestaltung und mit den Folgen, dass sich heutzutage 35 bis 40 Prozent der Wählerschaft in den neuen Bundesländern von den alten etablierten Parteien abgewendet haben und AfD und Linke wählen, zeigt das 5. Kapitel.


Die Position Deutschlands als Mittelmacht innerhalb der Europäischen Union, und die Außenpolitik und Entwicklungshilfe Deutschlands werden im 6. Kapitel dargestellt.


Ausgehend von den volkswirtschaftlichen Grundlagen wird der Wandlungsprozess der deutschen Wirtschaft umrissen. Dualisierung der Beschäftigungswelt und soziale Schichtzugehörigkeit werden mit Fakten untermauert, ebenso die Wirtschaftsleistung, besonders von Klein- und Mittelbetrieben. Vielfältige Krisen in der Wirtschafts- und Finanzwelt rückten zwangsläufig die Bedeutung von Ethik, Handeln und Verantwortung in Wirtschaft und Gesellschaft in den Mittelpunkt. Aufgegriffen wird der Diskurs von Wachstum und Umweltproblemen sowie Veränderungen der Arbeitsgesellschaft mit einhergehender Digitalisierung, hierzu mehr im 7. Kapitel. Im 8. Kapitel geht es um die Herausforderungen, die uns begleiten. Demokratie und Machtgestaltung im historischen Verlauf. Kritik am „Parteienstaat“ in der heutigen Zeit ist angebracht. Die Macht der Regierungsparteien mit schlechter Regierungsführung und Demokratieschädigung sind bezeichnend für eine Politikverdrossenheit. Unser öffentliches Bildungssystem versagt punktuell in der Wissensgesellschaft und geht liederlich mit unseren Humanressourcen um, weitreichende negative Folgen sind seit Jahren bekannt. Der Flüchtlingsstrom ab 2015 offenbarte auch das Scheitern der westlichen Staatengemeinschaft in der Ursachenbekämpfung und die gravierenden Herausforderungen in der Integrationspolitik. Für uns ist die EU so unglaublich wichtig, es gilt nur eins: Die EU muss konsolidiert werden und zur starken Europäischen Union gibt es keine Alternative.


Die Schlussbetrachtungen reflektieren die Entwicklungen nach 1945, auf dem Weg zur Bundesrepublik. Gab es andere Möglichkeiten? Der Staatsaufbau ab 1949 hat mit der hauptseitig gelungenen eigenen Legitimität dazu beigetragen, die Bindung der Bevölkerung zu den Verfassungsorganen zu stärken. Zurzeit ist die Bindungsstärke gegenüber den Volksparteien von CDU und SPD verloren gegangen, trotz starker Wirtschaft mit guter Beschäftigungssituation. Warum ist das so und gegenüber welchen politischen Entwicklungen müssen wir wachsam sein?




1. Kapitel


Grundzüge der deutschen Geschichte


Von den Anfängen und Völkerwanderungen


Die Menschheitsgeschichte ist nicht immer eindeutig zu erklären und nachzuvollziehen. Doch Forschungsarbeiten von Archäologen, Botanikern und Meteorologen haben in jüngster Zeit mehr Wissen über unsere Vorfahren hervorgebracht. Die Erkenntnisse beziehen sich auf Zeitepochen, Lebensformen, Wanderungen und Transformationsprozesse, die immer einen Wandlungsprozess in den gesellschaftlichen Strukturen bewirkt und hinterlassen haben.


Nach Feststellungen von Archäologen u.a. muss es in der sogenannten Steinzeit schon Menschen gegeben haben, die aus Stein Werkzeuge herstellten. Funde bei Heidelberg gaben darüber Aufschluss, dass sie vor etwa 500.000 Jahren gelebt haben. Es war der „Homo heidelbergensis“. Der „Neandertaler“ wurde bei Düsseldorf entdeckt und lebte zwischen 200.000 und 30.000 v. Chr. in Europa. Der sogenannte „moderne Mensch“ war der „Homo Sapiens“, in Wanderungswellen zog er vor 45.000 Jahren von Ostafrika in Richtung West- und Mitteleuropa.


In der Steinzeit lebten die Menschen vom Jagen und Sammeln. Sie zogen wie Nomaden umher, also in Gemeinschaften, die keinen festen Wohnsitz hatten und dauerhaft auf der Suche nach den besten Bedingungen für die Jagd und Nahrung unterwegs waren. Ab 8.000 v. Chr. wurden aus Nomaden sesshafte Bauern. Ackerbau und Viehzucht ging mit der Erkenntnis einher, dass aus Samen, Körnern und Wurzeln, wenn man diese in die Erde steckte, neue Pflanzen aus dem Boden wuchsen. Es war sicherlich ein langer und an Erkenntnissen erschlossener Weg bis hin zum Ackerbau und Viehzucht; hierzu gehörten das Sammeln, ebenso die Bevorratung und das Wiederaufwachsen neuer eingelegter Saat. Was hier und da als Zufälliges und Beiläufiges anzusehen war, entwickelte sich zur Systematik und Regelmäßigkeit: Das unachtsame Wegwerfen von Körnern und Resten wurde Saatgut und aus den Reifeerzeugnissen wurde die Ernte. Einhergehend mit der Bewirtschaftung vor Ort entwickelten sich Gemeinschaften, Nachbarschaften und Holzbauten, z. B. Rundhütten. Nachbarschaftshilfe und auch das Lernen voneinander war angesagt. Zum Schutz wurden Mauern um die Häuser gebaut und Steinäxte wurden nicht nur zur Jagd gebraucht, sondern ebenso zum Kampf benutzt. Eine geradezu revolutionäre Erkenntnis für die Menschen waren die Erfahrungen und auch der Lernprozess, dass man aus Kupfererz Kupfer gewinnen kann. Neben den ursprünglichen Werkzeugen wie Holzspeeren, Knochennadeln und Feuersteinen wurden ab 4.000 v. Chr. Werkzeuge aus Kupfer hergestellt. Die Kupferzeit war die letzte Zeitspanne der Jungsteinzeit. Eine weiterhin besondere Entdeckung, neben Kupfer und Bronze, war das Eisenerz. Etwa ab 1.500 v. Chr. lernte man, aus Eisenerz hartes Eisen zu erzeugen, hier besonders in Anatolien und im Kaukasus. Dieses neue Verfahren drang nach Europa vor, die Phase der Eisenzeit beginnt. Ab 800 v. Chr. gab es die ersten Erzbergwerke in Bayern und in der Pfalz. Mit dem Eisen konnten die Menschen völlig neue Werkzeuge herstellen und gleichzeitig neue Lebens- und Arbeitsgewohnheiten beginnen. Die Fertigkeiten eines Schmiedes entwickelten sich, arbeitsteilige und spezialisierte Tätigkeiten entstanden dadurch. Der Schmied fertigte für die Bauern Äxte, Schaufelgerät und Pflüge und bekam dafür Naturalien. Größere Völkergruppen entstanden während der Bronze- und Eisenzeit. Die größte Volksgruppe auf dem Gebiet des heutigen Deutschland waren die Kelten, etwa 500 v. Chr. Sie besiedelten nach und nach Mittel- und Westeuropa, sie bildeten eine eher kulturelle Volkseinheit, keine politische Einheit. Zur Kleidung bzw. Ausrüstung der Kelten gehörten das Schottenrockmuster, Schutzpanzerwesten, Schwert, Helm und Speer. (1)


Waren unsere Vorfahren im engeren Sinn die Germanen? Nach bisherigen Erfahrungen kann man die Deutschen mit den Germanen nicht gleichsetzen. „Die“ Germanen gab es nie. Doch die vielfältigen germanischen Stämme wie die Friesen, Sachsen oder Langobarden haben etwas mit der deutschen Geschichte zu tun. Etwa ab 2.000 v. Chr. wanderten die germanischen Stammesjäger von Skandinavien Richtung Süden. Um 300 v. Chr. besiedelten sie Nord- und Mitteldeutschland. Bei den Germanen waren gewisse Ordnungsstrukturen vorhanden, sie lebten in Familienverbünden mit Führungspersonen (Fürsten und Herzöge). Mensch und Tier lebten unter einem Dach, ebenso gab es Leibeigene, Freie und Halbfreie. Die Germanen waren gottesfürchtige Volksgruppen, Sonne und Mond wurden angebetet. Der höchste Gott hieß Wotan, auch Odin genannt. Er brauste auf den Wolken dahin, ein Sturmgeist, also ein Verbund mit einer Naturreligion und Aberglaube. Die Germanen waren ein eher eigenartiges Volk. Gemeinsam waren ihnen ihr Glaube, ihre Gebräuche und ihre Techniken. Sie waren Landwirte und Tierzüchter, wenn sie sesshaft waren. Die Volksstämme der Germanen kämpften sehr oft gegeneinander, eine gewisse Zivilisation und ein Staatsgefüge, so wie zur damaligen Zeit bei den Römern ausgeprägt, waren bei den Germanen nicht vorhanden. Im Krieg und Kampf galt Gehorsam gegenüber den Anführern, in Friedenszeiten kamen sie als freie und unabhängige Menschen zu ihren Versammlungen und trafen auch Entscheidungen gegen den Stammesführer. Die Römer bezeichneten die Germanen als ein wildes und unzivilisiertes Volk oder Barbaren. Caesar (römischer Feldherr ab 46 v. Chr.) hatte diese Bezeichnung von den Galliern übernommen. Barbaren waren die Völker östlich des Rheins, die versuchten in Gallien (heute Frankreich) einzufallen. Die Bezeichnung Germania war eher eine Herkunftsdefinition aus den wenig bekannten Gebieten östlich des Rheins. Der römische Geschichtsschreiber Tacitus beschreibt in seinem Schrifttum „Germania“ einiges über Stammesleben, Kampfeigenschaften, Sitten und Gebräuche der Germanen. Über die ethnische und sprachliche Kausalität der Germanen gibt es bis heute unterschiedliche Aussagen. Immer wieder versuchten die Germanen, seit etwa 200 v. Chr., sich auf römischem Gebiet anzusiedeln.


Das Römische Reich hatte großen Einfluss auf die Entwicklung Europas und somit auch auf die Vorgeschichte Deutschlands. Die römische Herrschaft dauerte mehr als tausend Jahre an, von der legendären Gründung Roms (753 v. Chr.) bis zum Untergang des Weströmischen Reiches (476 nach Chr.). Um 117 v. Chr. umfasste das Römische Reich Britannien, Gallien, Griechenland, Byzanz, Syrien, Nordafrika (Alexandria, Karthago), Spanien und Portugal. In das Land der Barbaren, also nach Germanien, waren die Römer noch nicht vorgedrungen. Das Römische Reich war mächtig und beherrschte die damals bekannte Welt, eine Herrschaft für ewig, so schien es, doch es kam anders. Im 4. Jahrhundert zerbrach das Römische Reich und spaltete sich in ein lateinisch-römisches Westreich und in ein griechisch-byzantinisches Ostreich. Mit dieser politischen Trennung ging auch einher die Spaltung in ein lateinisches Christentum des Westens und in die byzantinische Orthodoxie. 330 ernannte der Kaiser Konstantin die griechische Bosporusstadt Byzantion zur neuen Hauptstadt des Ostreiches mit dem Namen Konstantinopel. „Länger als ein Jahrtausend sollte Byzanz existieren, das antike Erbe bewahren und durch die Synthese römischer Verwaltungs- und Militärtradition mit dem Christentum griechischer Prägung bis in die Neuzeit wirken.“ (2) 1453 eroberten die Osmanen unter Sultan Mehmet II. Konstantinopel (heutige Istanbul). Sie besetzten große Teile des Balkans und restliche Teile der Türkei. Das osmanische Herrschaftsgebiet erstreckte sich in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts über den gesamten Nahen Osten und Nordafrika. 1918 wurde die osmanische durch die europäische Großmachtpolitik abgelöst.


Eine große Anzahl von Germanen überquerte um 58 v. Chr. unter Führung von Ariovist den Rhein, um weiter nach Westen vorzudringen. Die Germanen wurden von den Römern zurückgedrängt, doch immer wieder versuchten die Germanen, in Richtung Westen vorzudringen. Kaiser Augustus beschloss, das Römische Reich über den Rhein hinaus auszudehnen, um gleichzeitig auch die Germanen unter Kontrolle zu bekommen. Augustus’ Stiefsöhne Drusus und Tiberius wurden mit der Eroberung des „freien Germanien“ beauftragt. Im Jahr 5 n. Chr. wurde Germanien zur römischen Provinz erklärt. In der weiteren Zeit blieb Germanien ein aufmüpfiges Gebiet und es gab immer wieder Kämpfe zwischen Römern und Germanen. Im römischen Heer dienten viele Freiwillige, darunter auch Germanen. Einer von ihnen war der in römischen Diensten stehende Cherusker Arminius, auch Hermann genannt. Die Römer nannten den Germanen aus dem Cheruskerstamm Arminius. Die Germanen waren mit der Machtpolitik, z.B zu hohe Abgabelasten, des römischen Statthalters Varus nicht einverstanden. Als Arminius wieder in seine Heimat zurückgekehrt war, machte er sich zum Führer gegen die unliebsamen Römer. Im Jahr 9 n. Chr. lockte Arminius durch eine fingierte Meldung über Aufstände der Germanen Varus in einen Hinterhalt und griff die Römer an. Der etwa 25 km lange römische Zug mit Ausrüstung und Familienangehörigen wurde komplett vernichtet. Die „Schlacht im Teutoburger Wald.“ Unter den Experten ist man sich nicht ganz einig, wo denn nun genau das Schlachtfeld auszumachen ist. Wahrscheinlichste Annahme: Kalkriese bei Osnabrück. Hermann aus dem Cheruskerstamm ist als „Hermann, der Cherusker“ in die Geschichtsschreibung eingegangen.


Um 90 n. Chr. gelang es den Römern, ihren Herrschaftsbereich auf germanisches Territorium zu verschieben, dazu gehörten die Gebiete der oberen Donau und jenseits des Mittel- und Oberrheins. Zur Absicherung und Kontrolle der Grenze wurde der Limes, ein zunächst 550 km langer Graben mit Wachtürmen, Mauern und Burganlagen, zwischen Bad Hönningen am Rhein und dem heutigen Regensburg an der Donau ausgebaut. Etwa 150 Jahre schützte der Limes die römischen Provinzen, zu denen auch Mainz und Köln gehörten, vor den Angriffen der Germanen.


Der römische Geschichtsschreiber Tacitus berichtet von der Expansion der germanischen Stämme und benutzt die Bezeichnung Alemannen („die Gesamtheit der Männer“), die den Limes teilweise zerstört haben und durchbrachen. Die Römer gaben 260 n. Chr. den Limes als Schutzwall gegen die Alemanneneinfälle auf.


Eine massive Völkerwanderung war das Zeitalter zwischen 370 und 570 n. Chr. Auslöser dieser großen Völkerwanderung von unterschiedlichen Volksstämmen waren die Erschließung neuer Lebensräume und das Vordringen der Reiternomaden, der Hunnen. Die Hunnen mussten im 4. Jahrhundert n. Chr. eine Niederlage im Kampf gegen die Chinesen hinnehmen, daraufhin expandierten sie in Richtung Westen. Die Hunnen überrannten das Reich der Ostgoten in Südrussland und der Ukraine. Die hunnische Invasion erzeugte eine Massenflucht und somit auch eine große Völkerwanderung nach Westen in das Römische Reich. Ebenso auf der Flucht vor den Hunnen waren die Westgoten, Alanen und Wandalen, die den Rhein überquerten und Richtung Gallien zogen. Durch das Eindringen der „Barbarenvölker“ in das Römische Reich wurde der Untergang des Römischen Reiches beschleunigt. Wohlbemerkt, der Untergang des römischen Imperiums hatte verschiedene Ursachen, sie liegen, wie so oft, besonders in dem politischen und wirtschaftlichen Fehlverhalten der herrschenden Klasse mit ihrem Vorgehen, andere Territorien und Völker zu beherrschen. Der Zerfallsprozess des weströmischen Reiches vollzog sich über mindestens 250 Jahre, es kollabierte 476 und es bildeten sich neue Reiche heraus, z. B. das Frankenreich, heutiges Frankreich und Deutschland, unter dem fränkischen König Chlodwig und das Reich der Langobarden in Italien.


Das Mittelalter


Das Mittelalter liegt in der Zeit zwischen dem 5. und dem 15. Jahrhundert, also bis zur frühen Neuzeit mit ihren Entdeckungen und neuen Ideologien. Die Lebensweise der germanischen Stämme und die Konturen eines Deutschen Reiches in der Formation gehörten dazu. Der Niedergang des Römischen Reiches, Aufstieg und Untergang von Kaisern, Königen, Fürsten mit ihren Herrschaftsgebieten und die Zeit von Karl dem Großen. Macht der Päpste, die Ausbreitung des Christentums und Religionskriege. Lehnswesen, Herrschaft und Willkür der Fürsten sowie ein hartes Dasein, mit Hungersnöten, Pest und Seuchen zogen sich durch das Mittelalter. Gottesfurcht, Unwissenheit und Ortsgebundenheit waren prägend für die Menschen. Landschaften mit Wegegestaltung und Stadtentwicklungen keimten auf. Handwerk und Handel mit der Hanse entwickelten sich sowie der Kirchenbau und Gründungen von Universitäten.


Zur Zeit des Untergangs des Weströmischen Reiches 476 lebten verschiedene Völker nebeneinander her, mit unterschiedlichen Sitten und Gebräuchen. Unterschiedliche Wertvorstellungen und Rechtsprechungen wurden nach den Gesetzen des eigenen Volkes praktiziert. Eine einheitliche Rechtsprechung, wie sie von den Römern in ihrem jeweiligen Herrschaftsgebiet ausgeübt wurde, war nicht mehr gegeben. Viele germanische Heerführer, die unter Rom gedient hatten, zeigten aber weiterhin Bewunderung und Zuneigung für das Römische Reich, es vollzog sich ein andauernder und langsamer Prozess der Vermischung von römischer und germanischer Kultur. In der Sprache kann man sehr gut den Einflussbereich der römischen Kultur nachweisen. Im weströmischen Bereich hielten die Menschen an ihren römischen Dialekten fest. Daraus entwickelten sich die heutigen romanischen Sprachen wie Französisch, Italienisch, Spanisch, Portugiesisch, Rumänisch u.a., dagegen sind nur geringere Gebiete dem germanischen Sprachgebiet zuzurechnen, hierzu gehörten u.a. die Alpenräume, das Rheinland und Flandern.


Vom 5. bis zum 8. Jahrhundert entwickelte sich die deutsche Sprache aus dem Germanischen. Die Unterscheidung lag in der Lautverschiebung, Beispiele hierzu: plegan (Germanisch) – pflegen (Hochdeutsch), appla (Germanisch) – Apfel (Hochdeutsch), holta (Germanisch) – Holz (Hochdeutsch).


Die germanische Ausdrucksweise erkennt man in der englischen und niederdeutschen Sprache, während die hochdeutschen Wörter durch die 2. Lautverschiebung eine Veränderung erfuhren: to sleep (Englisch), slapen (Niederdeutsch), schlafen (Hochdeutsch).


482 machte sich Chlodwig zum König über mehrere germanische Stämme und bildete das Frankenreich, aus dem später Frankreich und Deutschland hervorgingen. Die Franken waren ursprünglich kein einheitliches Volk. Chlodwig führte Kriege, war herrschaftssüchtig und schaffte durch Mord und Verrat andere fränkische Fürsten aus dem Weg. Chlodwig setzte sich durch, legte das Heidentum ab und nahm den römisch-katholischen Glauben an. Dadurch sicherte er sich die Unterstützung der Kirche und erleichterte das Zusammenleben von Germanen und Romanen im heranwachsenden Frankenreich. Durchaus ein langer Prozess der „Glaubensvereinigung“, da die Germanen nicht einfach bereit waren, ihre Götteranbetung aufzugeben. 716 begann der englische Mönch Bonifatius, das Christentum im Frankenreich zu etablieren, er gründete Klöster und wurde Bischof. Die Friesen waren mit seiner Missionierung nicht einverstanden und Bonifatius wurde von ihnen 754 auf einer Missionsreise erschlagen.


Chlodwig starb 511 n. Chr., das Fränkische Reich erstreckte sich vom Atlantik bis zur Provence und vom Rhein bis zu den Pyrenäen. Das Frankenreich wurde unter seinen Söhnen aufgeteilt, doch sie waren schwach in der Regierungsführung, ebenso schwächelte die Königsmacht danach. 714 übernahm der Hausmeier Karl Martell (Martell bedeutet „der starke Hammer“) die Regierungsgeschäfte im Frankenreich. Der Hausmeier war damals der höchste Beamte im Land. Martell war nun Herrscher im Frankenland und verhinderte, dass sich Landesteile wie Alemannien (Landgebiet zwischen Straßburg und Salzburg) und Friesland vom Frankenland abspalteten. Die Araber besaßen zur damaligen Zeit ein großes Reich, von Spanien über Nordafrika bis Persien und Indien, sie marschierten in ihrem Expansionsdrang in das Frankenreich ein. 732 schlug der fränkische Hausmeier Karl Martell mit seinem Heer die Araber in der Schlacht bei Poitiers und Tours. Karl Martell stoppte den Islam und galt nun als „Retter des Abendlandes.“ Die arabische Welt war in dieser Zeitspanne eine entwickelte Zivilisation, mit Gewerbe, Handel und einem hohen Niveau der Naturwissenschaft und Medizin. Unser Abendland (wo die Sonne untergeht) übernahm einiges vom Morgenland (dort, wo die Sonne aufgeht). Karl Martell starb 741 und sein Sohn Pippin wurde fränkischer Hausmeier. Mit der Zustimmung des Papstes verbannte Pippin den amtierenden König Childerich III. ins Kloster und ließ sich dann zum König ausrufen. Mit der Königsherrschaft begünstigte er die fränkische Adelsfamilie der Karolinger.


Nach dem Tod von Pippin traten sein Sohn Karl (der Große, 747 bis 814) und sein Bruder Karlmann die Nachfolge des Vaters an. Karlmann starb frühzeitig und somit wurde Karl 771 der alleinige Herrscher im Frankenreich. Karl gelang es, die germanischen Langobarden in Oberitalien zu unterwerfen, somit war er König der Franken und Langobarden. Karl der Große wurde im Jahre 800 n. Chr. kniend – eine Anerkennung der Macht des Papstes – von Papst Leo III. zum Kaiser gekrönt. Er war der erste deutsche Kaiser des Mittelalters. Sein Ziel war es, die verschiedenen germanischen Stämme zu einigen und das vormals mächtige Römische Reich neu zu festigen. Die Kaiserpfals (Kaiser-Palast) in Aachen war Karls Lieblingsresidenz.


Der Sachsenkrieg zwischen 772 und 804 war in erster Linie eine Unterwerfung der widerspenstigen und heidnischen Sachsen. Es war die Bekehrung mit Gewalt und Terror unter der Führung Karl des Großen, daher auch sein Beiname der „Sachsenschlächter.“ Geradezu eine Infamie der Mächtigen, Heiligen, Missionare und was es sonst noch so gab in dieser Kategorie. Die „Capitulatio de partibus Saxoniae“ war die Todesstrafe für die Sachsen, die gegen die christliche Religion waren und ihre Priester beleidigten. Der Stammesführer und Volksheld der Sachsen war Widukind, der schließlich unter der Übermacht und den Gräueltaten der Franken kapitulierte und sich taufen ließ. Das Mittelalter war geprägt von agonalen Verhältnissen, indem ein erbarmungsloser und andauernder Wettkampf um Religion und Macht ausgetragen wurde, das Handeln von Karl dem Großen war ein Beispiel dafür. Die Leitreligion war der christliche Glaube, so wie in der islamischen Welt der Islam.


Karl der Große tat sich als Machtmensch, Kriegstreiber und Sachsenschlächter hervor, hat durch sein Wirken aber auch das Frankenreich stabilisiert. Zur damaligen Zeit führte er eine Verwaltungsreform durch, z. B. wurden Grafschaften gebildet, die eine Verwaltungs- und Kontrollhoheit besaßen. Er förderte ebenso Bildung, Kunst und Wissenschaft, Konturen einer kultivierten Zivilisation der deutschen Geschichte, jedoch eng gekoppelt an den christlichen Glauben mit dem Sprachgebrauch der lateinischen Hochsprache, einer Sprache, die von den breiten Volksmassen nicht beherrscht wurde. Mit seinen Reformen wurde das fränkische Vielvölkerreich von der antiken Tradition beeinflusst. Der Begriff „der Große“ bezog sich in erster Linie auf seine Landgewinne durch Eroberungskriege, um sein Frankenreich zu vergrößern.


Nach seinem Tod 814 hinterlässt Karl der Große seinen Nachkommen ein großes Reich. Es erstreckte sich von der Nordsee über Bremen, Regensburg, Rom, Provence, Barcelona, von der Atlantikküste bis nach Friesland; mit den Reichsgebieten Sachsen, Franken, Alemannien (Schwaben), Bayern, Königreich Italien (Norditalien), Burgund, Aquitanien (westliches Frankreich), Lothringen/Friesland. Der König der Franken herrschte über ein Reich, das Deutschland, Frankreich, Oberitalien, Beneluxstaaten, Schweiz und Österreich umfasste. Durch den Vertrag von Verdun (843) wird das Frankenreich zwischen den drei Enkeln aufgeteilt. Ludwig erhält das Ostfrankenreich, das „Reich der Deutschen“, und Karl der Kahle das westliche Gebiet. Nach dem Tod des dritten Bruders Lothar wurden seine Landesteile den Brüdern Ludwig und Karl dem Kahlen zugeteilt. Das Land von Lothar umfasste Lotharingien (Lothars Land, gleichzusetzen mit Lotharingien) von der Schweiz bis zur Nordsee. Die fränkischen Reichsgebiete werden 880 neu geordnet. Lotharingien wird dem ostfränkischen Reich zugeteilt. Dieses „Mittelstück“ Lotharingien einschließlich Elsass war dauerhaft ein Streitpunkt zwischen Deutschland und Frankreich, eine „Erbfeindschaft“ von über tausend Jahre.


Im Grundsatz war damit die Aufteilung des Karolingischen Reiches (Frankenreich) getätigt, in ein „Frankreich“ und ein „Deutschland“. Doch von einem einheitlichen Deutschland konnte nicht die Rede sein, Herrschaftsanspruch und Spaltereien lagen zwischen den Herzogtümern Alemannien (Schwaben), Sachsen, Bayern, Franken und Lotharingien.


Mit der Herrschaft der Ottonen (Dynastie, später nach Otto benannt) begann die Ablösung der Karolinger. Die Sachsen stellten nun den König, 936 wurde Otto I. von den Stammesfürsten zum neuen König gewählt und 962 von Papst Johannes XII. zum Kaiser gekrönt. Sein Ansehen und Ruhm stiegen, als er 955 die Magyaren (Ungarn) auf dem Lechfeld bei Augsburg besiegte und seitdem „Otto der Große“ genannt wurde. Nach Meinung nicht weniger Historiker begann mit der Herrschaft von Otto I. im engeren Sinne die Geschichte des „Deutschen Reichs“.


Die letzten wirkungsvollen Spuren der Völkerwanderungen hinterließen die Normannen, sie waren in erster Linie Krieger (Wikinger). Die Wikinger waren germanischen Ursprungs und kamen aus Skandinavien. Zu ihren Volksgruppen gehörten die Norweger, Schweden und Dänen. Seit Ende des 8. Jahrhunderts lag ihr Wirken besonders in der Seeräuberei, in der damaligen Zeit waren sie mit ihren technisch versierten Schiffen schnelle und hervorragende Seeleute. Doch sie waren nicht nur Krieger, sie betrieben ebenso Handel und errichteten Handelsplätze. Der größte Handelsumschlagsort im 9. Jahrhundert des Nordens war Haithabu im heutigen Schleswig-Holstein. Die Übergriffe der Wikinger auch auf das Fränkische Reich kamen einer dauerhaften Plage gleich. Durch das Sesshaftwerden, besonders im 10. Jahrhundert, gingen die Normannenstürmereien zurück. Die Ansiedlung erfolgte überwiegend in Frankreich (Normandie) und England. Hinzu kam die Bekehrung, der Glaube an die Götterwelt mit Thor und Odin wurde durch das Christentum verdrängt.


Kirchliche Macht und Einfluss kollidierten mit der weltlichen Herrschaftsausübung. Das 11. Jahrhundert ist dafür ein Beleg, wie die enge Verzahnung von Kirche und Königsmacht zu Streitigkeiten und Partikularismus führte. Begriffe wie „Canossa“ und „Investiturstreit“ (Investitur = Einsetzung) sind in dieser mittelalterlichen Zeit hervorzuheben. Ein gewisser Mönch Hildebrand hatte sich hochgedient und wurde 1073 Papst, mit dem Namen Gregor VII. Gregor vertrat die Meinung, dass der Papst über jeder weltlicher Gewalt, auch über die des Kaisers und des Königs, stehe. Er sei der höchste Richter auf Erden, der über die weltliche Ordnung zu wachen habe. Gregor wollte nicht, dass der König bestimmen konnte, wer Bischof wurde. König Heinrich IV. (1050-1106) war damit nicht einverstanden und erklärte daraufhin den Papst für abgesetzt. König Heinrich wurde aus der Kirche ausgeschlossen und er stand vor dem persönlichen Untergang. Heinrich konnte den Papst nur noch um Vergebung bitten. Im Januar 1077 erschien Heinrich im Bußkleid vor dem Tor von der Burg Canossa und bat um Vergebung. Der Papst ließ Milde walten und hob den Kirchenbann gegenüber Heinrich auf, nicht aber die Absetzung als König. Rudolf von Schwaben wird zum neuen König gekrönt. Nach diesen Ereignissen endete diese Auseinandersetzung mit einem Kompromiss, der 1122 im Wormser Konkordat beschlossen wurde. Papst Calixt II. und Heinrich V. legten den Investiturstreit formal bei. Nun war es eindeutig, nur der Papst hatte das Recht die Investitur der Bischöfe und Äbte vorzunehmen. Jedoch jeder Investituierte war zu Königsdiensten bzw. Treueeid verpflichtet. Bischöfe und Äbte erhielten vom König das Zepter als Zeichen ihrer weltlichen Macht, also Lehnsmänner (Vasallen) des Königs. In diesem währenden Investiturstreit taucht erstmals der Begriff „Deutsches Reich“ („Regnum Teutonicum“) auf.


Eine eindrucksvolle Herrschergestalt, neben Karl dem Großen, war der Stauferkönig Friedrich I. oder auch bekannt unter dem Namen Kaiser Barbarossa. Er lebte von 1122 bis 1190 und wurde 1155 zum Kaiser gekrönt. Seine Regentschaft dauerte nahezu vier Jahrzehnte. Der Kaiser mit dem roten Bart oder auch Rotbart (Barbarossa) wird als prägende Machtgestalt des „Regnum Teutonicum“ mit politischer Stärke und Geschick im Taktieren dargestellt. Barbarossa, ein Kaiser, der die Politik einer altrömischen Staatsideologie verfolgte. Übertriebene Huldigungen gegenüber dem Kaiser Friedrich I. sind zu relativieren und mit Vorsicht zu genießen, ebenso der Sagendunst. Die bekannteste Sage über Barbarossa ist die vom im Kyffhäuser (Berg in Thüringen) eingeschlossenen Kaiser, der von Raben bedient und bewirtschaftet wurde und dessen Bart durch einen steinernen Tisch wächst und zurückkehrt, um das deutsche Volk zu erlösen. Doch Vorsicht: Von Deutschland oder Deutschtum konnte überhaupt noch keine Rede sein. Seine Aufmerksamkeit galt Italien. Friedrich I. unternahm fünf Italienzüge, dabei zerstörte er Mailand und richtete ein grauenhaftes Blutbad unter der Bevölkerung an. Das Reich wurde von ihm vernachlässigt und ein Machtgerangel zwischen den Herzögen und mächtiger werdenden Bischöfen und Grafen setzte ein.


Friedrich II., Enkel von Barbarossa, wurde 1220 zum Kaiser gewählt. Seine Gottesfurcht und die Förderung von Bildung und Wissenschaft, ebenso seine eigene geistige und kulturelle Bildung, hinterlassen einen zwiespältigen Herrscher in dieser Zeit. Mit dem Tod von Friedrich II. im Jahre 1250 wurde die Herrschaftsgewalt der Staufer im Reich beendet. Das Kaisertum gab dem Reich keinen Halt und keine Orientierung mehr, es zerfiel in Fürstentümer und unzählige Grafschaften. Mord, absolute Willkür und Raubrittertum überzogen Dörfer und Städte. Landesfürsten verfolgten rigide ihre eigenen Interessen. Mit der Wahl Rudolfs I. 1273 zum König besetzte der erste Habsburger den Thron des Heiligen Römischen Reichs. Er bekämpfte das Raubrittertum und stellte eine gewisse Ordnungsmacht wieder her, gleichzeitig wurde durch Rudolf die Basis für den Aufstieg der Habsburger Dynastie im Südosten des Reichs bereitet.


Das Leben im Feudalsystem und Herrschaftsstrukturen


im Mittelalter, 8. bis 14. Jahrhundert


Im 8. Jahrhundert, also im frühen Mittelalter, bildete sich ein gegenseitiges Abhängigkeitsverhältnis von bestimmenden gesellschaftlichen Schichten heraus. In diesem Regelsystem spielten Verfügungsgewalt, Treue, Gehorsam, Fürsorge, Schutz und willkürliche Unterdrückung eine entscheidende Rolle. Das Feudalsystem – auch als Lehnswesen bezeichnet – war im Kern die Verfügungsmacht Einzelner über Landbesitz sowie über lebende Menschen. Das Lehnssystem entwickelte sich zuerst in Gallien. Karl der Große führte es in Nord- und Mittelitalien ein. Ausgehend von einer Ordnungsstruktur verlieh der König oder Kaiser an seine Gefolgsleute Land oder andere Dienste. Die Lehnsmänner (Vasallen) gaben ebenso Grund und Boden an andere Lehnsleute weiter.


König: Verlieh Grundbesitz, verteilte Ämter, gab Rat und Hilfe, Schutz und Treue gegenüber Grundherren. Diese wiederum erbrachten Leistungen gegenüber dem König, wie Amts- und Kriegsdienste.


Grundherren: Hierzu gehörten Herzöge, Grafen, Bischöfe (Kronvasallen). Sie verliehen Land und Ämter, gaben Schutz und Treue gegenüber Adligen. Diese wiederum gaben ihre Ableistungen gegenüber dem Grundherren.


Adlige: Hierzu gehörten Ritter, Äbte, Amtspersonen (Untervasallen). Sie vergaben Land, Schutz und Treue gegenüber Unfreien bzw. Abhängigen, hierzu gehörten Hörige, leibeigene Bauern, Knechte und Mägde. Ihre Ableistungen gegenüber Adligen und Grundherren waren Frondienste, Naturalabgaben, Dienst und Treue, selbst durften sie nicht jagen.


In diesem Herrschafts- und Ordnungsgefüge von gegenseitigen Abhängigkeiten waren die Sklaven bzw. die Leibeigenen (Servus = Sklave, Leibeigener) ausgeschlossen, sie mussten sicherlich froh sein, den Tag zu überleben. Überwiegend Bauern galten als Unfreie und Hörige und mussten an den Adel Naturalien wie Fleisch und Getreide abliefern, ebenso mussten sie Frondienste leisten. Frondienste waren nichts anderes als Arbeit ohne Gegenleistung. Unfrei zu sein bedeutete, die Örtlichkeit nicht zu verlassen, nur mit dem Einverständnis des Adels und Grundherren zu heiraten. Besonders hart war das Leben der Frauen, neben der Haus- und Feldarbeit mussten sie Schwangerschaft und Krankheiten ertragen und die Kinder großziehen. Die Bauernmädchen wurden schon im Kindesalter verheiratet, um so früh wie möglich Kinder in die Welt zu setzen. Viele Kinder bescherten den Grundherren viele Untertanen. Dass alle Menschen gleich sind und die Sklaverei, besonders für Christen, seitens der Kirche verboten war, ist von der Kirche aber nur halbherzig verfolgt worden. Die Verbreitung des Gedankengutes der Kirche war in Latein. Bauern, ebenso Adlige und Ritter, verstanden kein Latein und konnten weder lesen noch schreiben. Das Wirtschaftsleben war geprägt von isolierten Regionen und einer begrenzten oralen Kultur mit prägender Subsistenzwirtschaft, was an Überschüssen vorhanden war, kam im Austauschgeschäft auf kleinen lokalen Märkten zum Vertrieb.


Epidemien und Pest, besonders die Beulenpest von 542, verringerten die Bevölkerungszahl in Mitteleuropa. Von 650 an nahm die Bevölkerungszahl wieder zu. Mitte des 10. Jahrhunderts hatte das Deutsche Reich nach Schätzungen etwa drei Millionen Einwohner. Zu Beginn des 14. Jahrhunderts lebten in Europa mehr als 75 Millionen Menschen. Das Leben der Landbevölkerung war hart und entbehrungsreich. Die Menschen nahmen das als Nahrungsmittel zu sich, was der Anbau und die Ernte von den Feldern hergaben. Brei aus Hirse und Hafer, ungesäuertes Brot aus Roggen, Käse und Milch, Obst und Gemüse, Fisch und eher selten Fleisch. Durch Salzen, Räuchern und Trocknen wurden die Nahrungsmittel haltbar gemacht. Missernten, Hungersnöte, Kinderarbeit, Seuchen und Krankheiten plagten die Menschen. Die Lebenserwartung lag etwas über 30 Jahren, ein Viertel der Kinder starb bereits im ersten Lebensjahr. Jede Frau musste im Mittel fünf Kinder gebären, um einen gewissen Bevölkerungsstand zu halten. Das Grundverständnis in der Feudalwirtschaft war, dass alles Dingliche im Leben Gottes Schöpfung war, und dazu gehörte ebenso das Herrschaftsgefüge in dem System der Lehnsstruktur.


Im 9. und 10. Jahrhundert bildeten sich neue Methoden in der Anwendung von Landbewirtschaftung und neue Techniken heraus. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang die Dreifelderwirtschaft und die Eisenverarbeitung (Geräte für die Landwirtschaft und Waldrodung wie Pflug, Eisenstangen, Nägel, Rodewerkzeug). Die Dreifelderwirtschaft basierte auf einer wechselseitigen Anbaumethode: ein Drittel Sommergetreide, ein Drittel Wintergetreide und Brachland für die Erholung des Bodens. Hinzu kam die Allmende (Commons), eine gemeinsame Weidefläche für die Tiere der Dorfgemeinschaft. Für eine intensivere Landwirtschaft trugen im 11. und 12. Jahrhundert die wasser- und windgetriebenen Mühlräder bei.


Im Gegensatz zu Frankreich und Italien, das nach römischer Tradition eine entsprechende Urbanisierung aufzuweisen hatte, war das Deutsche Reich geprägt von Land, Wald und Wiesen. Städte waren kaum vorhanden. Eine gewisse Konzentration von Städten, bewirkt durch den römischen Einfluss, waren die Städte Worms, Speyer, Köln, Mainz, Frankfurt, Bamberg. Eine Siedlungsdichte von etwa zehntausend Bewohnern galt als Großstadt. Ausschlaggebend für die Städtebildung waren Bischofssitze und Handelswege. An Flussmündungen und Küsten, wo sich Handelswege bildeten, entstanden Kaufmannssiedlungen und trugen zur Städtebildung bei. Städte waren für Könige und Fürsten besonders lukrativ. Durch Zolleinnahmen und Marktgebühren wurde der Obolus erhöht und somit die Gründung von Städten vorangetrieben. Im 12. und 13. Jahrhundert gründeten die Staufer und Welfen Städte wie München und Freiburg.


Die wirtschaftliche Stellung der Städte im Mittelalter wurde durch Handel und Handwerk geprägt. Kaufleute und Handwerker schlossen sich in Gilden und Zünften zusammen, die als feste Interessenorganisationen dienten. Kaufleute bildeten Gilden, die mit der Zeit ihren Einfluss in der Stadt sowohl im Handelsgeschehen, wie bei der Festlegung von Preisen und Zöllen, als auch ihren politischen Einfluss im Stadtparlament zur Wirkung brachten. Ab dem 12. Jahrhundert wurden die wohlhabenden Kaufleute, auch Patrizier genannt, dem Adel gleichgesetzt und durften Adelstöchter heiraten. Handwerker vereinigten sich nach ihren Gewerken bzw. Berufen in Zünfte. Der große Befähigungsnachweis im Handwerk war damals schon der Handwerksmeister, nur der Meister durfte Mitglied einer Zunft werden. Gesellen im Handwerk gingen nach ihrer Lehre auf Wanderschaft und sammelten somit neue Erfahrungen und Kenntnisse. Im 12. und 13. Jahrhundert entwickelten sich Verbindungsstraßen, um den expandierenden Binnen- und Fernhandel besser zu gestalten. Erwähnenswert ist die Brennerroute von Italien nach Innsbruck, Augsburg, Nürnberg und Frankfurt. Geldverkehr und Zahlungsmittel bekamen im Geschäftsleben eine zunehmende Bedeutung, Bankiers und Geldwechsler ließen sich in den Städten nieder. In einigen Städten wurden Messen organisiert, um ein verschiedenartiges Warensortiment zu zeigen und zu verkaufen. Um eine größere Tonnage im Handelsverkehr zu bewegen und zu veräußern, wurden Schiffe eingesetzt. Der Einsatz des Kompasses ermöglichte die Fahrt auf hoher See mit einem enormen Zeitgewinn. Zweckgemeinschaften dienten dazu, Handel zu betreiben und gemeinsame Interessen durchzusetzen. Neue Handelsgebiete entstanden rund um die Ostsee. Eine neue Typologie der Handelsstädte wie Hamburg, Lübeck, Danzig, Stralsund, Rostock, Greifswald, Lüneburg und Wismar entstanden. Mitte des 13. Jahrhunderts schlossen sich die Städte zu einem Handelsverbund, der Hanse, zusammen. Dieser Städtebund entwickelte sich zu einem Machtgefüge, um seine Interessen zu verfolgen. Die Pfeffersäcke, so die volkstümliche Bezeichnung für die Kaufleute, waren zwar Konkurrenten im Binnenhandel, aber auch eine Interessengemeinschaft gegen den Einfluss anderer Mächte. Im 16. Jahrhundert gingen Macht und Einfluss der Hanse zurück. Andere Länder wie England und Holland verdrängten die Handelsmacht der Hanse.


Die wirtschaftliche Entwicklung im Mittelalter war durch die Herausbildung der Städte und Hanse vorangekommen. Gegenüber der wirtschaftlichen Entwicklung in Italien blieb das Deutsche Reich jedoch zurück. Hatte Mailand gegen Ende des 13. Jahrhunderts bereits über hunderttausend Einwohner, so brachte es die größte deutsche Stadt Köln gerade mal auf zehntausend Einwohner. Handel, Warenverkehr und Geld als Zahlungsmittel waren in Italien viel weiter vorangeschritten. Das Staatsgebilde, besser gesagt das Königtum, beglich den eigenen Lebensunterhalt und anfallende öffentliche Ausgaben aus Steuern. Das Steueraufkommen war eher dürftiger Natur, in erster Linie mussten dafür die Unfreien mit den Kopfsteuern aufkommen. Die Erkenntnis, dass Bildung den Horizont erweitert, konnte man bei den Germanen nicht derivieren. Das Hoheitsgut der Bildung lag in den Händen und in der Macht der Geistlichkeit. Durchaus kam es vor, dass auch intelligente Bauernsöhne in der geistlichen Hierarchie aufsteigen konnten. Insgesamt war aber der „angeborene“ Stand der Unfreien und Leibeigenen fest zementiert. Bildung und Kultur waren Angelegenheit der Kirche. Die geprägte Ahnungslosigkeit war Vorteil für den Klerus. Bildung für das einfache Volk führte doch zu Differenziertheit im Denken und Ketzerei, die Bigotterie wäre damit sicherlich aufgebrochen. Bestandteil der Bildung war die geistige Prägung in den Klosterschulen, Vorläufer von Schulen und Universitäten wie in Paris oder Italien gab es nicht. Der Anteil von Analphabeten war weit über neunzig Prozent, mindestens dieser Anteil lebte in Gottesfurcht und Aberglauben dahin. Eine Wertschätzung und Fürsorge für den Menschen seitens der Könige, Kaiser und Kirchenleute hatte kaum Bedeutung. Tangiert wurden diese Eigenschaften im Kalkül zum eigenen Machterhalt und Absicherung des Herrschafts- und Machtgefüges.


Zahlungsmittel und Einfluss der Kapitalbildung


Wenn auch im frühen Mittelalter der Handel wenig ausgeprägt und im Feudalsystem der Austausch von Naturalien bestimmend für den Tauschhandel war, so ist doch der Einfluss der europäischen Zahlungsmittelgeschichte bzw das Geldwesen von der römischen Münzwertentwicklung nicht zu trennen. Nach dem Zerfall des Römischen Reiches im 5. Jahrhundert fand das römische Münzwertesystem im Frankenreich weiterhin Anwendung.


Ab dem 12. und 13. Jahrhundert nahmen die Handelsaktivitäten zu. Die Expansion des Handels wurde durch den europäischen Fernhandel, Verbesserung der Transportwege, Zunahme des Seehandels, Sesshaftwerdung der Kaufleute, Bildung der Hanse und den Einsatz von Zahlungsmitteln wie Münzen und Wechsel vorangetrieben. Münzen bildeten sich im Mittelalter als Hauptzahlungsmittel heraus, denn nicht der intrinsische Wert einer Münze aus Edelmetall ist von Bedeutung gewesen, sondern die Wertigkeit und Akzeptanz in der Gesellschaft, im sozialen Miteinander.


Münzen verdrängten nach und nach den Naturaltausch, sie entwickelten sich zum allgemeinen Tauschmittel. Mit Geld wurden Güter bezahlt, Geld wurde von Käufern und Verkäufern als allgemeines Zahlungsmittel anerkannt. Die Münzen entstanden vor mehr als 2500 Jahren in den griechischen Handelsplätzen. Münzen mussten im Umlauf sein, um Handel zu betreiben bzw. ihn zu erweitern. Für die Herstellung von Münzen mussten Edelmetalle wie Gold und Silber vorrätig sein. Die Geldversorgung war gleichbedeutend mit dem Kampf um Edelmetallminen. Die Einführung des Gulden und Dukats im 13. Jahrhundert bedingte die Beschleunigung des Handels. Diese Münzen waren in mehreren europäischen Ländern gültig. Mit der Etablierung von Handelsgesellschaften durch italienische Kaufleute wurden bargeldlose Handelsgeschäfte mit der Verwendung eines Wechsels praktiziert. Der Wechsel entwickelte sich im 14. Jahrhundert. Liquide Mittel waren nicht mehr unmittelbar nötig, um Handelsgeschäfte zu betreiben. Der Wechsel war ein Wertpapier, auf dem die Forderungssumme und Zahlungsanweisung gegenüber einer bestimmten Person vermerkt waren. Wenn ein Kaufmann aus Köln in Nürnberg Ware einkaufte, konnte er im Kontor beim Handelspartner in Köln die anstehenden Verbindlichkeiten begleichen, Zahlungsfrist bzw. Zahlungsaufschub und Ort gehörten ebenso zum Wechselprozedere. Geld- und Zahlungsverkehr waren im Mittelalter von einem vielfältigen Durcheinander geprägt. Hierzu zählten verschiedene im Umlauf befindliche Münzen und ebenso das von den Römern überlieferte Zahlensystem. Der italienische Mathematiker Leonardo Fibonacci revolutionierte das Rechnungswesen im 13. Jahrhundert entscheidend. Hierzu zählten u. a. die Etablierung des indo-arabischen Dezimalsystems in Europa, die Einführung der Buchführung und der Zins- und Währungsrechnung. Leonardo da Pisa, genannt Fibonacci (1170 bis 1250), studierte in Algerien Mathematik und unterlag dem Vorgehen und der Methodik der Wissenschaft in der arabischen Welt. Das freie Denken und die Entfaltung der Wissenschaft für neue aufkeimende Erkenntnisse schienen in der arabischen Welt fortgeschrittener zu sein als in den christlich geprägten Ländern. Der solide Glaube und das Leben nach dem Koran pervertierten die Wissenschaft weniger als die apologetische und dogmatische Ideologie des Christentums in dieser Zeit. Über die arabische Welt kamen neue Ideen, besonders die Überlieferungen aus der Antike und dem Byzantinischen Reich in Astronomie, Medizin und Mathematik nach Westeuropa, zuerst in das nicht so entfernte Italien. Aufkommende Bankiersfamilien wie die Medicis in Italien und die Fugger in Süddeutschland hatten einen beträchtlichen Einfluss auf die Politik in der unmittelbaren Umgebung, nämlich der Städte, sowie auf Könige und den Klerus. Die erfolg- und einflussreichsten Bankiers im Reich Deutscher Nation war die Familie Fugger aus Augsburg. Aus einer Weberfamilie war zunächst eine erfolgreiche Kaufmannsfamilie geworden. Mitte des 14. und 15. Jahrhunderts betrieben sie Handel mit Textilien und exotischen Gewürzen. Handelsrechte besaßen sie über Gold, Erz, Blei, Zinn und Silber. Ein Handelsmonopol hatten die Fugger weltweit über Kupfer. Handel und Finanzen waren die Basis für die Macht und Einflussausübung gegenüber Herrscher und Kirche. Zwangsabgaben, die jede Person an die Kirche zahlen musste, die Ämter oder andere Vorteile erhielten, wurden vom Hause Fugger verwaltet und organisiert. Als die Kurie den Ablasshandel einführte und erweiterte, war das Imperium Fugger mit seinem Bankennetz ein gefragter Geldeintreiber für die päpstlichen Kassenführer. Mit dem Ablassgeld konnten die sündigen Katholiken sich von der Hölle bzw. dem Fegefeuer freikaufen. „Sobald das Geld im Kasten klingt, die Seele aus dem Fegefeuer springt“ war der Slogan vom Dominikanermönch Johann Tetzel. Ob nun an die Habsburger oder an Karl V. – es wurden Gelder für Bestechungen, Schuldentilgung, Kriegskosten, Beamtenbesoldung oder Luxusgüter bereitgestellt. Das Oligarchen-System im Mittelalter funktionierte gut und mittendrin die Fuggerfamilie. Jakob Fugger zeigte seine soziale Seite 1514, indem er eine Sozialsiedlung erbauen ließ, es soll die älteste Sozialsiedlung weltweit sein. Mit den 95 Thesen gegen den Ablasshandel vom Augustinermönch Martin Luther am 31. Oktober 1517 kam Wut und Zorn gegenüber der katholischen Kirche und dem Fugger-Monopol auf. Die Ausbreitung des Protestantismus und die Aufstände der bäuerlichen Bevölkerung gegen Leibeigenschaft und Abgabenlast brachten auch die Fugger in Bedrängnis. Das Fugger-Imperium ging nach dem Dreißigjährigen Krieg 1648 dem Ende entgegen.


Christentum, Stigmatisierung der Juden


und die Pest der Schwarze Tod


Das Christentum erlebte im 4. Jahrhundert sowohl eine Christenverfolgung als auch Anerkennung. Besonders in den Städten verbreitete sich das Christentum. Der Bischof (griechisch „episkopos“ gleich Aufseher) war der Vorsteher einer christlichen Gemeinde. Der Bischof wurde von der Glaubensgemeinschaft gewählt und besaß Anerkennung und Autorität nicht nur in Glaubensfragen. Mit der Zunahme der Kirchen wurde die Funktion des Bischofs nur noch in größeren Städten ausgeübt. In den übrigen Gemeinden wurden die Aufgaben vom Presbyter (griechisch „presbyteroi“ gleich Ältester) übernommen, hiervon ist das Wort „Priester“ abgeleitet. Der Bischof von Rom hatte im Christentum die größte Macht und Autorität. Im 6. Jahrhundert wurde die Bezeichnung „Papst“ gebräuchlich und dieser als Oberhaupt der gesamten Kirche angesehen. Das Christentum war Staatsreligion im Römischen Reich geworden, doch es kam immer wieder zu Auseinandersetzungen zwischen der Kirche und der weltlichen Macht, wenn der Kaiser oder König die Ernennung von Bischöfen vornahm. Obwohl das Christentum aus dem Judentum hervorging, kam es zu Anfeindungen zwischen Christen und Juden. Der Vorwurf der Christen gegenüber den Juden basierte u.a. auf der Aussage, dass die Juden am Tod von Jesus Christus schuld waren. Das Christentum war ein Aktivposten bei der gesellschaftlichen Marginalisierung der Juden. Juden durften keine „normalen, ehrenhaften Berufe“ ausüben und keine christlichen Sklaven halten. Ebenso erfolgte eine Abgrenzung gegenüber den Juden, so wurde z. B. der kirchliche Feiertag auf den siebten Tag der Woche, nämlich auf den Sonntag, gelegt und nicht auf den Samstag, den Sabbat.


Gebets- und Versammlungsorte der Christen fanden in Privatunterkünften statt, später bauten sie Kirchen. Der Baustil der Kirchen orientierte sich zunächst nach römischer Bauarchitektur, mit Rundbögen, Säulen und Pfeilern, eher eine wuchtige und düstere Bauweise mit häufig einem höheren Mittelschiff und zwei niedrigeren Seitenschiffen. Im 12. Jahrhundert änderte sich der Baustil, er war geprägt von der Gotik (etwa 1250 bis 1500). Bei den gotischen Bauwerken wird im Gegensatz zu den romanischen Bauten die Senkrechte hervorgehoben. Kreuzgewölbe ruhen auf gegliederten Pfeilern. Die Fenster und Portale haben eine Spitzbogenform. Besondere Zeichen für Macht und Reichtum der katholischen Kirche war der Dombau. Bischöfe wetteiferten um den schönsten und größten Dom. Die Bauten dauerten Jahrzehnte oder Jahrhunderte, Baumeister und Handwerker erlebten die Fertigstellung nur selten. Der Bau des Kölner Doms begann 1248, er wurde 1880 fertiggestellt.


Der asketischen Lebensform wurde von einigen Menschen nach dem Vorbild des Eremiten nachgeeifert. Zurückgezogenheit und Alleinsein (allein auf Griechisch „monos“, abgeleitet davon Mönch) war die Intention . Mönche kamen zusammen und gründeten Klöster. Sie lebten nach strengen Regeln, hierzu gehörten der ständige Aufenthalt im Kloster, Gehorsam gegenüber dem Oberhaupt (Abt oder Äbtissin) des Klosters, das Gelübde der Armut und Keuschheit, die Tätigkeit und der Einsatz für die Mönchsgemeinschaft. In den Klöstern wurde nicht nur gearbeitet und gebetet, sie waren ebenso Orte des Lehrens und Lernens. Als Mönch oder Nonne konnte man aus dem tristen Dasein ausbrechen und zum Mensch mit Bildung heranreifen. Ein Beispiel hierfür ist Hildegard von Bingen. Sie gründete 1179 das Kloster Rupertsberg bei Bingen und setzte sich für Reformen in der Kirche ein, ebenso verfasste sie Abhandlungen über Heilmittel und Behandlungsmethoden. Etwa 1000 Klöster gab es im Frankenreich zurzeit Karl des Großen. Nicht wenige Klöster erwarben Reichtum und örtliche Macht, sie bekamen Land vom König und Adligen als Geschenk. Im Mittelalter gab es noch keine Krankenhäuser. In den Klöstern gab es Hospitäler, in denen Kranke und Alte gepflegt wurden. Auf ihren langen Reisen fanden Pilger Unterkunft und Gastfreundschaft, schon im Mittelalter unternahmen Gläubige Pilgerreisen zu heiligen Stätten. Santiago de Compostela in Spanien war damals schon ein beliebter Wallfahrtsort, hier hatte man angeblich die Gebeine des Apostels Jakobus gefunden. Daher nennt man die Grabbesucher auch Jakobspilger. Die Rechtsauslegung und Rechtsprechung fußten im Mittelalter auf Gewohnheitsrecht, die Herrschenden bzw. die Autoritäten wussten halt, was Recht und Unrecht war, „Es wurde schon immer so gemacht“ schien die Devise zu sein. Im Wirkungskreise der Klöster gab es die Auslegung und Rechtsprechung nach kirchlichem Recht, was in erster Linie aus dem Ordnungsrahmen des römischen Rechts abgeleitet wurde. Eine Gesetzgebung, nach der sich eine Rechtsprechung zu richten hatte, gab es nicht. Die „Goldene Bulle“ von 1356 war das erste verfasste Staatsgesetz der deutschen Geschichte. Kaiser Karl IV. bezeichnete sie als kaiserliches Rechtsbuch. Die Goldene Bulle (Bulle gleich Siegel) bezog sich in erster Linie auf staats- und lehnsrechtliche Sachangelegenheiten, sie war keine Basis für die rechtlichen Belange des Volkes. Durch die Ausprägung des Handels und die Städtebildung im späten Mittelalter kam es zwangsläufig zu der Auslegung von Rechten und Pflichten im Geld- und Warenverkehr und somit auch zur Notwendigkeit des gesetzten Rechts. Von einer Gewaltenteilung nach Legislative (Gesetzgebung), Judikative (Justiz) und Exekutive (Ausführung/Verwaltung) konnte noch keine Rede sein. Ein umfassendes Zivilgesetzbuch, das BGB, wurde erst am 1. Januar 1900 in Kraft gesetzt.


Die Kultur im Mittelalter wurde im Wesentlichen vom Römer- und Christentum geprägt. Besonders in der Karolingerzeit war man der Auffassung, dass die Macht und das Wirken des Kaisers unmittelbar von Gott abgeleitet waren. Einschüchterungen durch den Klerus gegenüber dem gläubigen Volk waren um das Jahr 1000 besonders ausgeprägt. Die Christenlehre verkündete das Weltende und das Jüngste Gericht nach tausend Jahren. Aberglaube, Wundergerüchte und Büßerbewegungen versetzten die Menschen in Angst und Schrecken. Was kannten und wussten schon die Menschen im Mittelalter? Bekannt war ihnen die unmittelbare Umgebung, also nichts anderes als ihr eigenes Dorf, vielleicht auch der Marktplatz der nächsten Stadt. Gottesfurcht und armseliges Dasein prägten den Menschen. Machtmissbrauch und Gier durchzogen das Papsttum und den Klerus. Reformbewegungen taten sich auf, die natürlich von der etablierten Kirche bekämpft wurden. Eine Reformbewegung in der Kirche ab 1030 ist besonders von den Mönchen aus dem Kloster Cluny in Burgund ausgegangen. Der Vorwurf der Reformer richtete sich gegen die Verquickung von Klerus und politischer Macht sowie den Verkauf von Kirchenämtern, aber ebenso dagegen, dass viele Priester das Gebot der Ehelosigkeit (Zölibat) nicht einhielten. Reformbewegungen, die dem Aberglauben anhängig waren und aus heutiger Sicht rückwärtsgewandt erscheinen, vielleicht aber in ihrer Tragweite aufrichtiger waren als der Papst, Kurie und Klerus. Im Jahr 1227 ging Papst Gregor IX. daran, die Ketzerei und Häresie aufzutun und zu vernichten. Der Glaube und Gottesfurcht mussten beibehalten werden, wurde dieser Pfad verlassen, musste die Kirche einspringen und mit Gewalt die abtrünnigen Seelen bestrafen. Im Verbund mit der katholischen Kirche und der menschenfeindlichen Verordnung des Kaisers Friedrich II. von 1220 wurde die Ketzerei mit der Majestätsbeleidigung gleichgesetzt. Der Kaiser wurde von Gottes Gnaden eingesetzt, und wer gegen die Kirchenideologie angeht, ist Gotteslästerer und zugleich Feind des Kaisers. Von der Kirche wurde die Hinrichtung bevorzugt, mit dieser Methodik wurde das Blutvergießen vermieden. Im Geschehen und Vorgehen gegen die Ketzerbewegung ist die Hussitenbewegung hervorzuheben. Jan Hus wurde 1369 geboren und war Tscheche. Er kam aus bäuerlichen Verhältnissen, war Theologe und 1400 zum Priester geweiht. Hus war Anhänger des Engländers John Wycliffe (etwa 1320 bis 1384) und lehrte an der Universität in Prag. Wycliffe orientierte sich an der reinen Lehre der Bibel, er erhob seine Stimme gegen die Kirche und deren Reichtum sowie gegen den Obolus, der von der einfachen und armen Bevölkerungsschicht herausgepresst wurde, und er sprach dem Papst das Recht ab, Steuern zu erheben. Die sogenannten Kopfsteuern wurden von den kleinen Leuten, also den „Unfreien“, erhoben. Im Vergleich zu den lebens- und existenzbedrohenden bäuerlichen Frondiensten der bäuerlichen Halbsklaven waren die Kopfsteuern begrenzt, aber die Menge hat es halt gemacht. Jan Hus war auch Rektor der Universität in Prag und trat gegen die zunehmende und übermächtige deutsche Kultur auf und predigte in der tschechischen Volkssprache. In seinen Predigten setzte er sich für eine Reform in der Kirche ein. Hus wurde vor das Konzil in Konstanz geladen und anschließend ins Gefängnis geworfen. Ein freies Geleit, so wie es zuvor von König Sigismund versprochen wurde, galt natürlich nicht für einen Ketzer. Am 6. Juli 1415 wurde Jan Hus bei lebendigem Leib verbrannt. Danach erging ein Volksaufstand in Böhmen, der von den Taboriten und Kalixtinern angeführt wurde. Trotz massiver Unterdrückungsversuche seitens der Kirche konnte die Hussitenbewegung nicht ausgemerzt werden. Im 16. Jahrhundert schlossen sie sich den Lutheranern und Calvinisten an.


Im Mittelalter gehörten die Juden, besonders in den Städten, zu den wohlhabenden Bevölkerungsschichten. Die Juden spielten im Handel und im Geldverkehr eine besondere Rolle. Die Bewohner des Königsreichs Juda (926 bis 587 v. Chr.) wurden Juden genannt, sie bildeten die Basis für das Christentum. Im 2. Jahrhundert wurden die Juden aus Palästina vertrieben und sicherten ihre Lebensgrundlage im Römischen Reich durch Handelsaktivitäten, sie wurden nicht in Zünfte aufgenommen und auch keine Landbesitzer. Sie nutzten ihre Möglichkeiten im Handel und als Geldverleiher. Mit dem Zeitverlauf wurden nicht wenige Juden mächtig und reich und zogen somit Neid und Missgunst der Christen auf sich. Kredite und Zinsen wurden von den Juden vergeben bzw. erhoben, diese Geschäftsgebaren waren von der Kirche verboten. Die Benachteiligung und Isolierung gegenüber den Juden wurde besonders von der christlichen Kirche vorangetrieben. In den Städten wurden den Juden „Judenviertel“ (Gettos) zugewiesen, hier befanden sich Schulen, Synagogen, Friedhöfe und diverse Versorgungsmöglichkeiten. Als Erkennungszeichen mussten sie einen gelben Flicken auf ihrer Kleidung tragen und durften keine Christen heiraten. Viele Herzogtümer vertrieben die Juden und es kam zu Aufständen und Pogromen (Verwüstungen). Viele Juden flohen und siedelten sich in Polen und Russland an. Die Verfolgung der Juden erlangte ab 1933 unter den Nationalsozialisten in Deutschland einen Höhepunkt. Mit dem Holocaust wurden etwa sechs Millionen Juden umgebracht..


Die Beulenpest, auch der Schwarze Tod genannt, erreichte die Hafenstadt Tana am Schwarzen Meer 1346. Der Machtkampf der verschiedenen Dynastien in dieser Zeit, besonders von 1347 bis 1351, trat bedingt durch das gewaltige Elend dieser Pest in den Hintergrund. Die Pest trat in Form von Beulen- und Lungenpest auf, sie wurde durch genuesische Schiffe aus China nach Europa übertragen. Den letzten schwerwiegenden Pestausbruch gab es 1720 in Europa, bessere Ernährung und Hygiene trugen zur Eindämmung der Epidemien bei. Der Erreger der Pest wurde erst 1894 entdeckt, die Übertragung war durch Rattenflöhe bewirkt worden. „Im 13. Jahrhundert war Europa ‚bevölkert’, im 14. Jahrhundert ‚verödet’. Zwischen 1150 und 1300 war die Bevölkerungszahl von 50 auf 73 Millionen gestiegen; im Jahr 1350 betrug sie noch 51 Millionen, im Jahr 1400 nur noch 45 Millionen Menschen. Der Hauptgrund war die Schwarze Pest, die zwischen 1347 und 1351 in weiten Teilen Europas grassierte.“ (3) Der überwiegende Teil der Bevölkerung lebte in Armut und Dreck, hinzu kamen Hungersnöte und Missernten, sodass die Schwächung der Menschen eklatant war. „Eine Entsorgung der Fäkalien gab es nicht, die wurden einfach auf die Straße geschüttet. Der Unrat kam in den Bach, aus dem weiter unten Bäcker und Bierbrauer dann das Wasser nahmen. Staub und Schlamm und Dreck knöcheltief, Ungeziefer und Ratten selbstverständlich und selbst in ‚höheren’, ‚feineren’ Kreisen kaum bekannt … Das Mittelalter, kann man etwas überspitzt ausdrücken, stank und es redete mit fauligem Atem. Dass sich unter diesen Umständen die Pest wie ein Lauffeuer ausbreitete, braucht einen nicht zu wundern.“ (4)


Gegen die schwarzen eitrigen Pestbeulen gab es keine geeignete Medizin. Nach den Ursachen dieser verheerenden Pest zu suchen, schien wohl nicht erstrebenswert zu sein. Absurde, abartige und sinnlose Ansichten und Taten kursierten, z. B. es ist Strafe Gottes für die sündigen Menschen, unsichtbare Fliegen als Überträger. Gelübde und Prozessionen sollten zur Abschreckung dienen, Geißler peitschten sich blutig, um Buße abzuleisten. Landstriche und Dörfer starben aus und verödeten, Menschen wurden durch Hunger und Krankheiten in den Wahnsinn und in die Hysterie getrieben. Die Menschen suchten nach Schuldigen und verdächtigten die Juden, Brunnen vergiftet zu haben. Die Reichen und Mächtigen, auch Päpste, suchten im Krankheitsfall jüdische Mediziner auf. Sie zweifelten wohl selbst an ihrem Irrglauben, dass die Pest eine Prüfung Gottes sei und dadurch das ewige Leben im Himmel bevorstand. Medizinische Erkenntnisse aus der Antike gab es in erster Linie bei den Juden und Arabern in dieser Zeit. Die christlichen Bestialitäten warenvielfältig, von den ersten Judenpogromen um 1100 bis zu den verschiedenen Kreuzzügen – 1. bis 7. Kreuzzug 1096 bis 1270 – in das Heilige Land, um es von den „Ungläubigen“ zu befreien. Die Christen waren bereit, und taten es auch, im Namen Gottes zu kämpfen und zu morden.


Die Pest hatte soziale und wirtschaftliche Auswirkungen auf die mittelalterlichen Herrschaftsstrukturen in Europa. Der einschlägige Rückgang von Arbeitskräften brachte die gewohnte Feudalordnung durcheinander. Die Bauern erkannten diese Situation und stellten die Forderung, das Ausmaß der nicht vergüteten Arbeitsleistung zu reduzieren. In England kam es zur Reduzierung von Zwangsdiensten. Die Regierung versuchte allerdings, diese Entwicklung zu stoppen. 1351 verabschiedete sie ein Arbeiterstatut, in dem die Löhne auf dem Niveau vor der Pest festgeschrieben werden sollten. 1381 kam es in England zu großen Bauernaufständen und der Versuch, ein Arbeiterstatut zu etablieren, scheiterte. Die Bauern hatten ihre Macht erkannt, um ihre Forderungen teilweise durchzusetzen. In Osteuropa war dieser Sachverhalt nicht gegeben. Östliche Feudalherren erweiterten ihre Ländereien und Besitztümer und belieferten Westeuropa mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Weizen und Roggen kamen überwiegend aus den Flusstälern der Oder, Elbe oder Weichsel. Die Knechtung der Bauernschaft in Osteuropa nennt man auch „Zweite Leibeigenschaft“, die rücksichtslose Ausbeutung durch die Feudalherren im 16. und 17. Jahrhundert war noch rigoroser als im frühen Mittelalter. Um 1550 mussten Landarbeiter in Mecklenburg ein Tag pro Woche unentgeltlich Arbeiten verrichten, 1600 mussten sie bereits drei Tage wöchentlich Arbeiten für die Feudalherren erbringen. Anfang des 19. Jahrhunderts lösten sich die Landarbeiter in Westeuropa weitgehend von Feudalabgaben, hingegen waren sie im Osten weiterhin als Leibeigene in der Landarbeit eingebunden. Im Osten waren die Großgrundbesitzer besser organisiert, die Ortschaften kleiner und die Bauern nicht so gut organisiert. Diese Beispiele zeigten, dass gesellschaftliche Entwicklungen auch Veränderungen für die Bevölkerung mit sich bringen können. Die Pest ist ein Beleg dafür, wie Prozesse, Umbruchphasen oder Zusammenhänge von Ereignissen politische und wirtschaftliche Gegebenheiten aufbrachen und veränderten.


Nation und Nationalstaat


Was macht die Wertigkeit einer Nation und des Nationalstaates aus? Eine Fragestellung, die nicht nur die deutsche Geschichte wie ein roter Faden durchzieht.


Zur Nation gehört ein Volk, das nach Abstammung, Sprache und Kultur eine Gemeinschaft bildet.


Bei einem national gemischten Staatsvolk spricht man von einem Nationalitätenstaat. Konkreter, ein Staat, dessen Gesellschaftsgefüge von verschiedenartigen Völkern, Sprachen, Religionen und Kultureigenschaften geprägt ist, ist kein eindeutiger Nationalstaat mit einem Staat, einer Nation (Nation: Nasci, ist abgeleitet von der Aussage „hineingeboren“). Die Stabilität eines Staates wird besonders geprägt durch sein Territorium mit eindeutigen Staatsgrenzen, in dem die Bevölkerung in Sicherheit leben kann, eine Rechtsstaatlichkeit und keine Willkürherrschaft gegenüber dem Bürger ausgeübt wird, die Menschenwürde jedes einzelnen Bürgers uneingeschränkt zur Anwendung kommt und die freie Religionsausübung gewährleistet ist. Die Wirtschaft und Wirtschaftspolitik sollte so betrieben werden, dass alle gesellschaftlichen Gruppen davon profitieren und dass ein Sozialgefälle nicht dazu führt, dass Menschen in Armut und Perspektivlosigkeit leben müssen. Sind diese Klammern einer nationalen staatlichen Regierungsordnung nicht gegeben, können die Menschen kein Vertrauen in eine Nationalregierung aufbauen und ein Staatsgebilde verliert an Stabilität. Und hier beginnt die eindeutige Problematik, rückblickend und immer wieder aktuell. Denn weltweit gibt es nicht nur die „reinen Nationalstaaten“, die friedfertig in ihrem Staatsgefüge, in ihrem Territorium Politik wohlwollend gestalten. Es gibt daneben viele Vielvölkerstaaten, die weltweit existieren und auseinanderbrechen durch Machtpolitik, Krieg, Ausgrenzung und Vertreibung von Minderheiten, hinzu kommt eine willkürliche Grenzziehung aus der Kolonialzeit. Die Selbstbestimmung einer Nation ist zerrissen und ein Zusammenleben bricht immer wieder auseinander, weil es zum Teil auch nicht gewollt wird, sowohl von anderen Volksgruppen als auch einer Regierungsführung, die andere Volksgruppen ausgrenzt.


Der Kernpunkt liegt hier in der Betrachtung und Auseinandersetzung, wie gut oder schlecht die Bevölkerung in einem Staatsgefüge lebt. Armut, Vertreibung, Krieg, Unterdrückung von nationalen Minderheiten und Korruption sind Kernelemente, wo der Nationalstaat, wie auch immer geartet, mit seinen politischen Entscheidungsträgern versagt. Der Nationalstaat versagt hier, er bietet keinen Schutz und keine Orientierung. Die soziale Ordnung, wie Arbeit, Bildung, gesundheitliche Versorgung, freie Meinungsäußerung und Selbstbestimmung, ist dahin. Wenn heutzutage (bei weltweit mehr als 7,5 Milliarden Menschen) weltweit etwa 1 Milliarde Menschen unter 2 Dollar pro Tag verdient, mehr als 800 Millionen Menschen hungern, über 8 Millionen Kinder jährlich unter 5 Jahren sterben und 68 Millionen Menschen auf der Flucht sind, ist die Funktion des Nationalstaates nicht gegeben. Nationale Minderheiten, gegensätzliche Meinungen, unterschiedliche religiöse Glaubenszugehörigkeiten müssen in einem Staatsgefüge zugelassen sein und in einem Verbund wirken und ausgetragen werden. Nation und Nationalstaat müssen eine gute, akzeptierte Regierungsführung beinhalten, ein Verfassungsgefüge involvieren, wo die Rechtsstaatlichkeit gegenüber dem Individuum praktiziert wird und die Gewaltenteilung ein Grundprinzip ist. Nur so sind die Nation und der Nationalstaat eine Bindungskraft gegenüber der Bevölkerung, sie sind dann eine Voraussetzung für die Demokratie und Volkssouveränität und ermöglichen eine Identifizierung mit dem Staat, in dem ich lebe, bieten aber ebenso auch eine gesunde Basis für Patriotismus bzw. emotionale Zugehörigkeit. Reaktionäres Gehabe von Nationalismus und Chauvinismus führt meistens zwangsläufig und langfristig in die menschliche und gesellschaftliche Tragödie.


Im Mittelalter gab es diese Identifikation mit der deutschen Nation nicht. Die Kennzeichnung „deutsch“ bezog sich auf ein Gebiet und die Sprache, es war nicht die Bezeichnung eines Volkes. Der Begriff bzw. das Wort „deutsch“ (lateinisch „theodiskus“) bezieht sich auf jene Volkssprache, die sowohl von Latein als auch von der romanischen und slawischen Sprache zu unterscheiden war. Es war die Sprache der einfachen Menschen, die sich hauptsächlich aus dem rheinfränkischen Sprachgebrauch herausbildete. Ein Beweis für die Gebräuchlichkeit des Wortes „theodiskus“ kommt aus dem Jahr 786 während der Regierungszeit Karls des Großen. In einem Schrifttum eines karolingischen Bischofs an Papst Hadrian I. wurden damit die Herzogtümer oder auch Stämme des rechtsrheinischen Frankenreiches bezeichnet, hierzu gehörten die Schwaben, Bayern, Ostfranken, Sachsen, Thüringer, Alemannen. Die Stammesvielfalt hatte in damaliger Zeit keine staatsrechtliche Bindung und Bedeutung. Es war ein Augenmerk der Kirche, die „deutschen“ Stämme zu christianisieren und damit gleichzeitig eine Fokussierung auf diese Volkssprache zu richten. Mit der Krönung von König Otto im Jahr 962 beginnt die Geschichte des Reiches, etwas zeitversetzt die Bezeichnung Römisches Reich Deutscher Nation oder „Imperium Romanum Nationis Germanicae“. Eine nachhaltige Fürsorge für die Menschen und nationale Bindung sind für diese Zeit nicht eindeutig nachzuweisen. Die Machterhaltung der Könige, Kaiser und Fürsten stand im Vordergrund, nicht die nationale Fürsorge für die Bevölkerung in einem Staat. Ein nationaler Staat mit einer Nationalidee war das „Heilige Römische Reich Deutscher Nation“ nicht, es entsprach eher der Reichsidee mit König und Kaiser, mit verschiedenen Verbindungen von dem ostfränkischen Territorium über die Niederlande bis zu den Fürstentümern Mecklenburg, Mark Brandenburg und Pommern. Von einem Volk bzw. einem deutschen Volk konnte keine Rede sein. Das „niedere und minderwertige Volk“ war der Abschaum, hatte keine Bedeutung, keine Rechte und keinen Namen. Die Bildung eines einzigen Volkes war ein langer Prozess, der von den ostfränkischen Herrschern vorangetrieben wurde, verschiedenartige Stämme formierten sich zu einem Volk. Die Ethnogenese aus heutiger Sicht kommt zu dem Schluss, dass die Vorfahren der Deutschen zuerst ein Reichsgebiet hatten und sich dann in den Reichsgrenzen das Volk mit seinen Identifikationsmerkmalen herausbildete. Bis zum 15. Jahrhundert spielte die Volkszugehörigkeit keine Rolle. Es war geradezu bedeutungslos, dass im Reich Friesen, Slawen, Sorben lebten. Das einzige Kriterium der Zugehörigkeit war das Christentum bzw. die christliche Welt, im kleineren örtlichen Rahmen war es das Dorf und die Stadt. Die Herausbildung eines nationalen Bewusstseins ist eine Prozessentwicklung und hat sicherlich unterschiedliche Ursachen. Aber was waren die Auslöser für ein Identitätsbewusstsein oder besser gesagt für ein nationales Bewusstsein? Nicht zu unterschätzen sind im 15. und 16. Jahrhundert besonders die Entwicklung von Handel, neue Verkehrswege, Kultur, Individualität, die Verfeinerung und gemeinsame Anwendung der Sprache in der Volkskommunikation, was gleichzeitig eine Nicht-Fixierung auf Latein mit sich brachte. Ob nun gewollt oder ungewollt, brachte Martin Luther mit seinem Wirken und Reformation der Kirche eine zunächst deutsche Angelegenheit auf den Weg. Der sprachliche Gebrauch „deutsch“ und die Übersetzung der Bibel ins Deutsche waren sicherlich Identifikationsmomente innerhalb der Bevölkerung.


Das Feudalsystem im 12. und 13. Jahrhundert war geprägt von einer rigiden Über- und Unterordnung, der hierarchischen Rangordnung im Ständewesen. Der überwiegende Teil der Bevölkerung war das niedere Volk und gehörte nicht dazu. Im 14. und 15. Jahrhundert traten Veränderungen in der Feudalordnung auf, besonders ist hier die Formierung und Ausweitung des städtischen Bürgertums zu nennen. In den städtischen Parlamenten verstanden sie es, ihre Forderungen zu stellen und nicht nur den Forderungen und Rechten des Königs nachzukommen. Die Steuerlasten, die einseitig vom König erhoben wurden, mussten vom Parlament genehmigt werden, ebenso kam es zur Festlegung von Rechten und Pflichten in einer schriftlichen Verfassungsordnung. Hinzu kam auch die allmähliche Aufweichung der stringenten Ortsgebundenheit im Feudalsystem. Die Herausbildung von Zustimmung und Zusammengehörigkeit innerhalb der Volksgruppen war Vorläufer für ein Nationalgefühl. Die Ausprägung von gemeinsamen Wertevorstellungen war in den einzelnen Ländern in Europa unterschiedlich vorhanden, somit entwickelten sich die europäischen Staaten in der Art von Regierungsführung und kultureller Zusammengehörigkeit nicht gleichmäßig und geradlinig. Die Interessenvertretung durch das Parlament und mehr Pluralismus entwickelten sich z. B. um 1680 in England, Frankreich und Spanien sehr unterschiedlich. In dieser Zeit der absolutistischen Monarchien mussten sich diese Länder mit Bürgerversammlungen auseinandersetzen, in England mit dem Parlament, in Frankreich mit den Etats Generaux und in Spanien mit den Cortes. In diesen Institutionen wurden mehr Rechte und eine gewisse Kontrolle über die Monarchie verlangt. England hatte in dieser Zeit schon eine Vorreiterrolle hinsichtlich gemeinsamer Wertevorstellungen und Bildung von politischen Institutionen eingenommen. Das Aufkeimen von sich politisch und geografisch abgrenzenden Staaten im 15. Jahrhundert beschnitt die alleinige Herrschaft von Papst- und Kaisertum. Die öffentlichen Aufgaben nahmen zu und der König musste mehr Staatsdiener einstellen, zum Königshof gehörten nach und nach mehr Juristen und Ökonomen. Mit der Zunahme von Fachangestellten im Staatsdienst wuchsen gleichzeitig der Einfluss und die Machtausübung der monarchischen Zentralregierung. Die sich entwickelnde Judi- und Exekutive fühlte sich mehr den Sachaufgaben als dem König verbunden.


Die Neuzeit


Buchdrucktechnik durch Johannes Gutenberg und die Zeit der Renaissance brachten Erneuerungen. Die katholische Theologie verlor ihre bisherige Ideologieherrschaft, Gründungen von Universitäten, das Greifen nach wissenschaftlichen Erkenntnissen. Nicht nur Latein besetzte den Sprachgebrauch. Die Welt wurde entdeckt und die Eroberer begannen ihre Herrschaft und Unterdrückung. Die Bestialitäten der Kirche waren Tagesgeschäft. Martin Luther und die Reformation der Kirche bekam Zulauf. Konfessionelle Auseinandersetzungen mündeten im Dreißigjährigen Krieg und am Ende stand der Westfälische Frieden. Ansätze von Humanismus keimten auf, die Ausbreitung der deutschen Sprache schritt voran. Die Politik Preußens, Merkantilismus und Manufakturen waren Bestandteile, ebenso Machthegemonie zwischen Hohenzollern und Habsburgern. Die Aufklärung im Aufbruch.


Um 1450 entwickelte Johannes Gutenberg ein neues Druckverfahren. Buchstaben konnten auf rechteckige Metalltypen in einem Rahmen, auf einem sogenannten Druckblatt angeordnet werden. Mit den beweglichen Lettern war es möglich, die Zeilenordnung verschiedentlich zu gestalten. Das Druckblatt, auch Druckstock genannt, wurde mit Tinte eingefärbt und mithilfe einer Druckpresse auf Papier gedrückt. Texte mussten nicht mehr per Hand geschrieben werden, die neue Drucktechnik war schneller und billiger. In der Druckerei von Gutenberg wurde die lateinische Ausgabe der Bibel gedruckt. Flugschriften, Bibeln und anderes Schriftwerk konnten einfacher und schneller herausgebracht werden. Die neue Drucktechnik war ein rationelles Hilfsmittel für die Herstellung und Ausbreitung von Schrifttum, Lesen und Lernen sickerten langsam in die Gesellschaft ein.


Die Zeit der Renaissance entdeckte die Welt neu, das finstere Mittelalter wurde gelüftet und was einmal eine Gültigkeit besaß, wurde im Handeln und in der Ideologie verworfen. Renaissance leitet sich vom italienischen Wort „Rinascita“ ab und bedeutet so viel wie Wiedergeburt. Die Wiedergeburt bzw. das Erinnern bezog sich auf die griechische und römische Antike zwischen 400 v. Chr. und 300 n. Chr. Die Antike, verstanden als die Quelle von Fähigkeiten und Fertigkeiten des Menschen in erster Linie bezogen auf die Vielfältigkeit der Kunst, wie Malerei, Architektur, Bildhauerei, Musik und Literatur. In der Renaissance wurde die waagerechte Bauweise betont. Quaderförmige Baustile mit Gesims sowie rechteckige Fenster mit kleinen dreieckigen oder stichbogenförmigen Giebelaufsatz prägten viele Baute, z. B. das Alte Rathaus am Bremer Marktplatz. Die Philosophie prägte den Humanismus, also die Menschlichkeit, in der Deutung, dass jeder Mensch Würde und eine eigene Persönlichkeit besitzt, die er frei und ohne Zwänge ausleben soll. Die Renaissance begann in Italien und verbreitete sich dann über ganz Europa. Ein bedeutender Philosoph in dieser Zeit war Erasmus von Rotterdam (1469 bis 1536). Er war ein Kritiker der katholischen Kirche und auch Vordenker der Reformation. Seine Absicht war es, die Erkenntnisse aus der Antike mit dem Christentum zu verbinden. Im Mittelalter war die Philosophie geprägt durch das Christentum, im Mittelpunkt stand der christliche Glaube. In der Renaissance beschritt man den Weg, die realen und irdischen Verhältnisse zu erfassen. Die Theologie verlor die bisher prägende Position. Die geistige Veränderung führte dazu, mehr über den Menschen und die Natur zu ergründen, das Aufkeimen der wissenschaftlichen Herangehensweise begann. Zu nennen sind in dieser Zeitspanne besonders folgende Personen: Leonardo da Vinci (1452 bis 1519), er war Maler, Bildhauer, Philosoph und Naturwissenschaftler. Eine berühmte Illustration ist seine Proportionsstudie des menschlichen Körpers, ebenso berühmt ist sein Gemälde von Mona Lisa; Albrecht Dürer (1471 bis 1528), berühmt sein Gemälde „Das Abendmahl Christi“; Michelangelo (1475 bis 1564), er galt als Universalgenie der Renaissance und betätigte sich als Maler, Bildhauer und Architekt, bekannt seine aus einem Marmorblock gemeißelte Statue des David; Niccolo Machiavelli (1469 bis 1527) formulierte seine Gedanken über das „Herauswirtschaften“ aus der Gesellschaft und die Funktion des Staates, der Staat war nicht von Gott gegeben, sondern wird von Menschen gestaltet. Bildung und Wissen nahmen an Bedeutung zu. Dabei spielten die Infrastruktur und auch die Größe der Städte eine Rolle. Die Bevölkerungszahl war um 1450 wieder ausgeglichen, die zuvor durch die Pest einschneidend dezimierte wurde. Im deutschen Reich wurden etwa 3.000 Städte und stadtähnliche Siedlungen gezählt. Zu den Großstädten zählten Hamburg, Nürnberg, Augsburg, Ulm, Breslau, Straßburg, Frankfurt, Wien, Basel, sie hatten Einwohner zwischen 10.000 und 15.000 Menschen. Zur damaligen Zeit hatten die Städte Dresden, Mainz, Zürich etwa 4.000 bis 7.000 Einwohner. München war kleinstädtisch strukturiert und Berlin war noch ein Dorf. Universitäten waren bedeutungsvoll für eine Stadt. Besonders im 15. Jahrhundert nahmen die Neugründungen von Universitäten zu, Heidelberg, Köln, Erfurt und Leipzig wurden Universitätsstädte. Das Bildungsmonopol der Kirche wurde durch die Bildungsarbeit der Universitäten und anderer Schuleinrichtungen einfacher Art, wie z. B. kaufmännische Schulungseinrichtungen in den Hansestädten oder auch Dorfschulen, aufgebrochen. Der zunehmende Einfluss der Volkssprache wie Deutsch mit entsprechenden Dialekten und auch der Geschäftsbriefverkehr beschnitten die bisherige und vorherrschende Sprache Latein. In den Naturwissenschaften und der Medizin gab es ebenso viel zu entdecken und aufzuspüren. Der polnische Astronom Nikolaus Kopernikus (1473 bis 1543) war der Meinung, dass die Erde um die Sonne kreist und nicht umgekehrt. Die gleiche Auffassung vertrat auch der italienische Gelehrte Galileo Galilei (1564 bis 1642). Die katholische Kirche zwang ihn, seine These zu widerrufen. Lange Zeit vertrat er die Theorie von Kopernikus, doch durch den Druck der Kirche widerrief er sie. In der Medizin wurden neue Wege der Erkenntnis beschritten. Im 16. Jahrhundert erlaubte die Kirche das Sezieren von Leichen, um mehr Erkenntnisse über den menschlichen Körper zu gewinnen. Quacksalber waren auf dem Rückzug in der Medizin. Der Schweizer Arzt Theophrast von Hohenheim, bekannt unter dem Namen Paracelsus (1493 bis 1541), hat wesentliche Erkenntnisse in der Anwendung von Arzneimitteln geliefert. Der deutsche Mathematiker Johannes Widmann aus Böhmen hielt in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts die ersten Vorlesungen an der Universität Leipzig über Algebra. Ebenso bedeutungsvoll waren die verfassten Rechenbücher von Adam Riese (1492 bis 1559), durch Riese wurde das Rechnen einfacher, er verwendete arabische Zahlen statt des komplizierten Zahlenwerkes mit römischen Zahlen.


Ab 1420 begannen portugiesische Seefahrer, und etwas zeitversetzt auch die Spanier, Holländer, Briten und Franzosen, die Welt zu entdecken, besonders im Rahmen von Entdeckungsreisen nach Südamerika und Asien. Die europäischen Eroberer brachten neben Gold und Silber neue und unbekannte Nahrungsmittel wie Kartoffeln, Mais, Tomaten, Kakao, Paprika und auch Tabak nach Europa. Die Eroberer waren besessen von Gier und Macht und mit ihren Waffen den Ureinwohnern weit überlegen. Ganze Völker, z. B. die Inkas und Azteken in Südamerika, wurden niedergemetzelt und ausgerottet. Krankheiten brachten die Eroberer aus Europa in die neue Welt und viele Ureinwohner starben, weil sie keine Abwehrkräfte gegen die sich verbreitenden Krankheiten besaßen. Die Eroberung neuer Kontinente ist eng verbunden mit dem Sklavenhandel der europäischen Großmächte, Anfang des 16. Jahrhunderts transportierten die ersten Sklavenschiffe afrikanische Sklaven nach Amerika.


Die Einfuhren aus den neuen Kontinenten wurden für viele Länder in Europa eine Springquelle von Reichtum und Macht. Jakob Fugger (1459 bis 1525) aus Augsburg gehörte zu den Mächtigen seiner Zeit im Handel. Er hatte eine Monopolstellung im Handel für Gold, Eisen, Blei, Silber und Kupfer. Jakob Fugger bekam 1514 von der katholischen Kirche das Recht zum Ablasshandel und Karl V. wurde 1519 mithilfe eines Darlehens von Fugger deutscher Kaiser.


Die Bestialität der Kirche und öffentlicher Institutionen zeigten eine besonders menschliche Tragödie mit der Inquisition und Hexenverfolgung, die bis in die späte Neuzeit andauerte. Macht und religiöse Wahnvorstellungen trieben die katholische Kirche dazu, viele Unschuldige im Deutungsmuster vom richtigen Glauben zu foltern und zu töten. Die Kirche erhob für sich die Maxime, was Vernunft und richtiger Glaube sei. Wer von dieser Linie abwich oder in Verdacht kam, wurde als Ketzer verfolgt. 1232 wurde von Papst Gregor IV. eine „Inquisitionsbehörde“ eingerichtet. Priester wurden als Inquisitoren landesweit eingesetzt, um Ketzer ausfindig zu machen. Häufig wurden Frauen, die sich mit Heilkräutern auskannten und hantierten, als Ketzerinnen gebrandmarkt und als Hexen verfolgt. Um ein Geständnis herauszupressen, reichte die Folterpraxis von Strecken über eine Seilwinde bis hin zum Ertränken mit Körperfesselung. Der viel beachtete Theologe und Philosoph im Mittelalter Thomas von Aquin (1225 bis 1274) vertrat die Meinung, dass Vernunft und Glaube nicht zu trennen sind; durchaus eine humanistische Betrachtung. Doch wie so oft ist die menschliche Vernunft geprägt von der eigenen Sozialisation und Ideologie. Aquin erhob die Forderung, für Ketzer und Ungläubige die Todesstrafe zu vollziehen, damit war er auch Wegbereiter für die Inquisition. „In tiefstem Innern überzeugt von der Existenz dunkler Zauberkräfte und Hexerei, verfasste der Dominikaner Heinrich Kramer (1486), genannt auch Institoris, mit seinem „Hexenhammer“ (Malleus Maleficarum) das grundlegende Werk des europäischen Hexenwahns. Gegliedert in drei Teile, nahm der „Hexenhammer“ zunächst Bezug darauf, was eine Hexe ausmache, und brandmarkte dabei v. a. Frauen als für das Übel der schwarzen Magie anfällige Wesen. Im zweiten Teil des Werkes widmete sich der Dominikaner magischen Praktiken, um schließlich im dritten Teil Richtlinien für den Ablauf von Hexenprozessen nebst Beschreibung beispielhafter Fälle aufzuzeichnen.“ (5) Eine Religion, die die Gleichheit des Menschen vor Gott nicht mehr berücksichtigt und den Aberglauben mit solchen barbarischen Methoden bekämpft, hat die Religion bis zur Unkenntlichkeit erschüttert und pervertiert, der aufrichtige und gläubige Mensch wird in Aporie und Furcht zurückgelassen. Nun, die Hexenverfolgung und Verbrennung wurde ebenso von der protestantischen Kirche betrieben. „Die protestantischen Magistrate verbrannten genauso viele Hexen wie die Inquisition. Der letzte förmliche Hexenprozess mit anschließender Verbrennung fand 1793 im preußischen Posen statt.“ (6)


Der Mönch, Priester und Professor Dr. Martin Luther (1483 bis 1546) war erbost über die Missstände in der katholischen Kirche. Mit seinen „95 Thesen wider dem Ablass“ und seiner Übersetzung der Bibel in die deutsche Sprache trat er eine Reformbewegung innerhalb der Kirche los, die schließlich zur Spaltung der Kirche in Katholiken und Protestanten führte. Durch Ablassscheine oder besser gesagt mit irdischen Gütern konnten sich die Menschen von ihren Sünden freikaufen. In seinen Thesen vom 31. Oktober 1517 beklagte er den Ablasshandel oder auch Seelenschacher und weiteren Amtsmissbrauch der Kirche. Nur durch Gottes Gnade und nicht durch materielle Güter kann den Menschen Vergebung zuteilwerden. In dem Wirken von Martin Luther steht die Kernaussage, dass alle Menschen gleich vor Gott sind und keine kirchlichen Hierarchiespitzen mit ihrer irdischen Macht den Willen Gottes so auslegen und gestalten, wie sie es wollen. Zu Luthers reformatorischen Schriften von 1520/21 gehören: „Von der Freiheit eines Christenmenschen“, „An den christlichen Adel deutscher Nation“, „Von der babylonischen Gefangenschaft der Kirche“. Auf dem Reichstag zu Worms 1521 sollte Luther seine Aussagen vor den Mächtigen (katholischer Kaiser und Kirche) widerrufen. Doch Luther blieb standhaft und widerrief seine Ansichten nicht. Luther erfuhr Unterstützung von Fürsten, u.a. von Kurfürst Friedrich dem Weisen von Sachsen, und freies Geleit von Kaiser Karl V. Hier zeichnete sich eine Tendenz ab, dass auch einige Landesfürsten die Reformationsbestrebungen unterstützten und nach mehr Souveränität gegenüber Papst und Kaiser strebten. Für die Übersetzung des Neuen Testaments musste Luther eine einheitliche Sprache wählen. Zurzeit des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation waren Latein und auch Französisch die bevorzugten Sprachen der Oberschicht, nicht aber die Sprache des einfachen Volkes. Damit aber seine Übersetzung der Bibel auch von dem gemeinen Volk verstanden wurde, musste er eine Sprache wählen, die auch anwendungsreif war. „Dem Volk aufs Maul geschaut“ war seine differenzierte Betrachtung. Es war die Sprache Deutsch in seiner Vorläuferform, es war die Basis für unsere deutsche Sprache. Die Anwendung dieser Volkssprache ist ein Meilenstein für Literaturfähigkeit, Bildungsanstoß, Kommunikation und auch eine Stärkung der Deutschen hinsichtlich Zusammengehörigkeit, besonders in den protestantischen Gebieten wie Preußen, Pommern, Mecklenburg, Brandenburg, Sachsen, Hessen sowie in Teilgebieten in Württemberg um Ansbach und Nürnberg am Anfang und in der Mitte des 16. Jahrhunderts. Die unterschiedlichen Dialekte und Sprachgewohnheiten erfuhren eine Brücke hin zum gemeinsamen Sprachgebrauch. Doch war Martin Luther auch eine Person, die für die deutsche Einheit und eine deutsche Nation eintrat? Der Historiker Hagen Schulze gibt hier eine Antwort: „Wenn aber Luther 1520 „An den christlichen Adel deutscher Nation“ appellierte, so meinte er mit deutscher Nation, ganz im herkömmlichen Sinne, nichts anderes als den deutschen Adel, also die geistliche und weltlichen Obrigkeiten, und sein Appell zielte nicht auf kulturelle Einheit oder auf staatlich-politisches Handeln, sondern auf „des christlichen Standes Besserung“ und auf die Reform der römischen Papstkirche.“ (7). Luthers Reform bezog sich ausschließlich auf religiöse Angelegenheiten und nicht auf einen neuen politischen Ordnungsrahmen, die vorherrschende staatliche Ordnung wurde nicht infrage gestellt. Mit dem Augsburger Religionsfrieden von 1555 erhielten die katholischen und lutherischen Reichsstände eine Gleichberechtigung und Landesfürsten bestimmten welche Religion in den jeweiligen Regionen ausgeübt werden soll. Das Motto hier: wer die verordnete religiöse Bekenntnis vom Landesfürsten nicht annehmen wollte, der muss halt woanders hinwandern. Diese Entscheidung hatte verehrende Folgen für die weitere geschichtliche Entwicklung in Deutschland. Die konfessionellen Streitigkeiten unter den protestantischen und katholischen Teilstaaten nahmen zu und verfestigten sich. Die religiöse und ideologische Lagerzementierung schritt voran. 1608 gründeten die evangelischen Stände die „Union“ und 1609 wurde die katholische „Liga“ unter dem bayerischen Herzog Maximilian ausgerufen. 1618 waren diese Streitigkeiten nicht mehr abzuwenden und es begann ein barbarischer Krieg, der 30 Jahre unvorstellbares Elend und Leid über die Menschen brachte. Leider hat Luthers Reformation nicht dazu geführt, „Teutschland“ in damaliger Zeit zu einem einheitlichen Nationalgebilde heranreifen zu lassen. Die konfessionellen Gräben wurden tiefer und die kulturelle und politische Einheit war nicht vorhanden. Teutschland, dieses Vaterland war nicht fassbar, ja bedeutungslos für die Menschen. Am 23. Mai 1618 wurden kaiserliche Angestellte von Protestanten aus dem Fenster der Prager Burg geworfen, dieser Vorfall war Mitauslöser für den Beginn des Dreißigjährigen Krieges. Konfessionelle Widersprüche, Zank und Zerwürfnisse mit ihren ambitionierten Landesfürsten und weiteren Protagonisten waren Hauptursachen des Krieges. Macht, Einfluss und nicht zuletzt die Wiederherstellung der katholischen Einheitlichkeit waren bestimmend. Die politische Macht und die jeweiligen Kriegsführer bestimmten die Gegensätzlichkeiten des Dreißigjährigen Krieges: Auf katholischer Seite Kaiser Ferdinand II., die Habsburger und Wittelsbacher mit ihren Feldherren Wallenstein und Tilly und auf der evangelischen Seite der Dänenkönig Christian IV., Ernst von Mansfeld als Oberbefehlshaber der Union und der Schwedenkönig Gustav Adolf II. Am 24. Oktober 1648 wurde der „Westfälische Friede von Münster und Osnabrück unterzeichnet, der Dreißigjährige Krieg war damit beendet. Mord, Raubzüge, Gräueltaten, Hungersnöte und Krankheiten dezimierten die deutsche Bevölkerung von etwa 30 Millionen auf 10 Millionen Menschen. Wer war nun als Sieger aus diesem Elend hervorgegangen? Ab 1644 saßen die Vertragsparteien an einem Verhandlungstisch, vertreten waren auch Frankreich und Schweden. Die Protestanten hatten den Krieg nicht verloren und die Katholiken hatten ihn nicht gewonnen. Das Reich lag danieder. Die Fürstentümer erhielten mehr Territorialmacht und der Kaiser behielt seine Position im Reich. Frankreich und Schweden übten die Garantierechte über die Reichsstruktur aus, die bis Anfang des 19. Jahrhundert in der Grundordnung beibehalten wurde. Der Westfälische Frieden regelte den Status quo, besser gesagt die Friedensordnung im Reich, die Anerkennung der Konfessionen und deren Mitwirkung bei Religionsangelegenheiten und eine föderative Landesstruktur im Reich. Die Reichsordnung war durch die Garantiemächte von Frankreich und Schweden ebenso auch eine europäische Ordnungspolitik. Kriege und nochmals Kriege bestimmen den Verlauf der Geschichte, erwähnenswert ist der große Bauernkrieg von 1525. Von der harten Arbeitsleistung der Bauern profitierten Fürsten, Adlige und Kirchenherrschaft. Gegen die Abgabenlast und Unterdrückung wurden von den Bauern zahlreiche Schlachten, mit der Unterstützung des Ritters Götz von Berlichingen und dem Christen Thomas Münzer, geführt. Etwa 100.000 Bauern verloren ihr Leben, doch ein Erfolg war diese Opfergabe nicht, die vielseitigen Ungerechtigkeiten mussten die Bauern weiterhin erdulden, hierzu gehörten die hohe Steuerlast und auch Frondienste.


Wie war es nun bestellt um die Kultur und Sprache vor und nach dem Westfälischen Frieden von 1648? Gab es da ein gesellschaftliches Aufkeimen, das besonders die Entwicklung der Sprache zum Ausdruck bringt? Denn die Sprache ist besonders prägend für das Bewusstsein des Menschen. Nach dem verheerenden Krieg war ebenso der Wunsch nach einem einigen Deutschland vorhanden. Ja, es gab diese Bewegung. „Während die Söldner der Kriegsgegner das Land verwüsten und seine Bewohner schänden, entwickeln sich in Sprachgesellschaften Ansätze eines humanistischen Gesellschaftsmodells: Die Fruchtbringende Gesellschaft etwa nimmt nicht nur Adlige auf … Als wichtigste literarische Leistung der Sprachgesellschaft gelten die zahlreichen Übersetzungen aus dem Lateinischen, Italienischen und Französischen, die ihre Mitglieder erarbeitet haben. Dadurch soll die Ausdrucksfähigkeit der deutschen Sprache gesteigert und kultiviert werden … In den Gesellschaften sammelten sich Angehörige einer neu heranwachsenden Schicht: Beamte, Juristen, Theologen, Mediziner, Professoren. Konfessionelle Unterschiede treten zurück, wichtiger ist die gemeinsame christliche Basis“. (8) Zu nennen sind hier besonders zwei prägende Persönlichkeiten aus der Kaufmanns-, Universitäts- und Bildungsstadt Leipzig. Johann Christoph Gottsched (1700 bis 1766), Philosoph, er war gegen die Überfremdung der deutschen Sprache, und Gottfried Wilhelm Leibniz (1646 bis 1716), Jurist, Naturwissenschaftler und Patriot. Unter dem Einfluss von Luther, Gottsched und Leibniz wurde die „Hochsprache“ bzw. Hochdeutsch zu einer prägenden Sprache, die in erster Linie in den protestantischen Gebieten und von bedeutenden Dichtern und Denkern, u. a. Lessing, Goethe, Schiller, Hölderlin, Kant, Hegel, Nietzsche, als Orientierung und sprachliche Anwendung genutzt wurde. Die deutsche Nation als Bindungskraft nach dem Dreißigjährigen Krieg war in der Politikgestaltung der Fürsten nicht erkennbar, die nationale Frage wurde als Kopfgeburt der intellektuellen Schicht getragen.


Nach dem Westfälischen Frieden wurden die Fürsten mit ihren Hoheitsrechten, wie Gesetzgebung, Rechtsprechung und Steuererhebung, gestärkt, vielleicht eine Kohärenz des föderativen Systems in Deutschland. Das Deutsche Reich bestand aus über 300 selbstständigen Einzelstaaten. Im Verbund mit den deutschen Fürsten gelang es dem französischen König Ludwig XIV. den deutschen Kaiser zu schwächen und somit auch das Deutsche Reich. Frankreich und Schweden bekamen deutsche Reichsgebiete, die Niederlande und die Schweiz wurden selbstständige Staaten.


Eine akute Bedrohung für Europa stellte die Belagerung von Wien 1683 mit mehr als 160.000 türkischen Soldaten dar. In einer Einheitsfront von bayrischen, polnischen und sächsischen Truppen unter der Führung des polnischen Königs Johann III. wurde Wien am 12. September 1683 aus der Umzingelung der Osmanen befreit.


Der Dreißigjährige Krieg hatte ein soziales und wirtschaftliches Fiasko hinterlassen, so auch in Brandenburg und Hinterpommern. Friedrich Wilhelm (1620 bis 1688) wird Kurfürst von Brandenburg, auch der „Große Kurfürst“ genannt. Er setzt durchschlagende Reformen durch, die auch Grundlagen für weitere Entwicklungen in der Staatsführung in Preußen waren. Hierzu gehörten eine starke Zentralgewalt, wie sie auch schon in Frankreich existierte, und der Aufbau einer Berufsarmee. Für den Aufbau der kargen und dünn besiedelten Gebiete wurden Landleute aus den Niederlanden und die Hugenotten aus Frankreich mit gewissen Präferenzen, wie freies Land und Steuerbefreiung, angelockt und angesiedelt. Die Hugenotten waren Protestanten aus Frankreich und verfolgten die Ansichten des Schweizer Reformators Calvin. Sie wurden in Frankreich verfolgt und ergriffen die Flucht ins Ausland. Nach dem Edikt von Potsdam von 1685 wurde allen Hugenotten-Flüchtlingen Glaubensfreiheit zugesichert. Mehr als 22.000 Hugenotten siedelten sich in Brandenburg an und trugen mit dazu bei, Brandenburg einschließlich Berlin zu einem Aufstieg zu verhelfen. Von 1688 bis 1713 wurde Friedrich III., Sohn von Friedrich Wilhelm, Kurfürst von Brandenburg. Am 18. Januar 1701 krönte er sich selbst zum König und nannte sich nun Friedrich I. König in Preußen.


Das Herzogtum Preußen, das nicht zum Heiligen Römischen Reich gehörte, wurde nun Königreich. Westpreußen war noch 1701 Hoheitsgebiet unter dem polnischen König, insofern war Friedrich I. nur König in Preußen und nicht von Preußen. Friedrich I. war eher ein Regierungsversager und „Lebetyp“. Das ökonomische Prinzip von Mitteleinsatz und gesellschaftlichem Erfolg ist bei ihm wohl völlig in die Hose gerutscht.


Am 25. Februar 1713 wurde Friedrich Wilhelm I. (1688 bis 1740) Nachfolger von seinem Vater Friedrich I. Im Gegensatz zu seinem Vater war er sparsam, fromm, streng und äußerst pflichtbewusst. Es war nicht nur eine Pflichtfolge der Dynastie Hohenzollern, sondern es setzte eine völlig neue Politikgestaltung in Brandenburg-Preußen ein. Zu der neuen Reformpolitik von Friedrich Wilhelm I. zählten eine sparsame Haushaltsführung und Ausbau und die Aufstockung des Heeres, etwa zwei Drittel der Steuereinnahmen wurden für das Militärwesen verwendet. Unter der Herrschaft von Friedrich Wilhelm I. wurde Preußen zur viertgrößten Militärmacht in Europa, daher auch sein Beiname „der Soldatenkönig“. Preußen hatte in seinem Staatsgebilde um 1700 nur etwas mehr als drei Millionen Menschen. Andere Länder wie Polen hatten sechs Millionen und Frankreich zwanzig Millionen. In seiner Herrschaftsperiode fand das sogenannte Tabakskollegium statt, eine Art Brainstorming. In dieser Runde befanden sich Vertreter aus Militär, Gelehrtenschaft und Beamtentum, um Anregungen für eine Politikgestaltung zu bekommen. 1727 wurden in Halle und in Frankfurt an der Oder Lehrstühle für Kameralistik gegründet, hier ging es auch darum, den Merkantilismus als damalige Wirtschaftspolitik wissenschaftlich zu betrachten. Der Merkantilismus zeichnete sich besonders dadurch aus, durch Staatseingriffe – z. B. Einführung von Schutzzöllen – die Staatseinnahmen und Wirtschaftskraft und die Entwicklung des Manufakturwesens zu erhöhen. In der Zeit des Absolutismus (Regierungsform, bei der der Monarch die alleinige Herrschaft, also die absolute Herrschaftsgewalt, hat) zwischen dem 16. und 18. Jahrhundert war der Merkantilismus besonders ausgeprägt. Eine Manufaktur zeichnete sich dadurch aus, dass manuelle Arbeiten an einem festgelegten Ort in Teilschritten durchgeführt wurden. Die hergestellten Produkte wurden in einem größeren Betrieb mit Handarbeit gefertigt. Die Hugenotten hatten einen wesentlichen Verdienst für diese Art der Produktionen in Manufakturen, besonders in Berlin. Die Manufakturen entstanden überwiegend in Städten, in denen besondere, kostspielige Produkte wie Porzellan, Teppiche, Stoffe, Glas und Militärprodukte hergestellt wurden. 1717 wurde die Schulpflicht in Preußen eingeführt. Groß war der Widerstand, alle Kinder zwischen dem fünften und zwölften Lebensjahr in die Schulpflicht zu nehmen. Kinder galten in dieser Zeit als billige Arbeitskräfte und mussten in den armen Familien durch ihre Kinderarbeit ein zusätzliches Einkommen generieren. Pflichtbewusstsein und Gehorsam verlangte der Soldatenkönig Friedrich Wilhelm I. auch von seinem Sohn und Kronprinz Friedrich. Friedrich versuchte mit seinem Freund Hermann von Katte nach England zu fliehen, um die harten Erziehungsmaßnahmen seines Vaters nicht mehr ertragen zu müssen. Der Fluchtplan wurde vereitelt und beide wurden eingekerkert. Hermann von Katte wurde vor den Augen von Kronprinz Friedrich hingerichtet. Nach dem Tod von Friedrich Wilhelm 1740 wurde sein Sohn Friedrich II. (1712 bis 1786) preußischer König. Im selben Jahr starb der Kaiser des Deutschen Reichs, Karl VI. Er wollte verhindern, dass das Reich, besser gesagt das Habsburger Reich zerfällt. Noch zu Lebzeiten erließ er die „Pragmatische Sanktion“ (1713), in der festgehalten wurde, dass Habsburg nicht aufgeteilt werden soll und Frauen als Thronfolgerinnen bestimmt werden können. Die Fürstendynastie „Die Habsburger“ erweiterte ihr Herrschaftsgebiet nach und nach, Mitte des 10. Jahrhunderts gehörten dazu die alemannischen Sprachgebiete Schweiz, Elsass und Südwestdeutschland. Viele Jahrhunderte trugen sie die Kaiserkrone des Deutschen Reiches und hatten auch den Beinamen „Haus Österreich“. Am 20. Oktober 1740 trat Maria Theresia die Thronfolge ihres verstorbenen Vaters Karl VI. an. Maria Theresia war nun Erzherzogin von Österreich und wurde später auch Königin von Ungarn und Böhmen. Nicht von allen Fürsten im Reich wurde sie anerkannt, besonders nicht vom bayrischen Kurfürst, der selbst Erbthroninteressen verfolgte. Diese heikle Situation in Österreich nutzte Friedrich II. und besetzte das zu Österreich gehörende Schlesien. Durch den Expansionsdrang wurde Preußen zur europäischen Großmacht. Die protestantischen Hohenzollern stellten nun ein Gegengewicht zu den Habsburgern, die in Österreich und Süddeutschland herrschten. Durchaus kann Friedrich II. als zwiespältige Person betrachtet werden. Auf der einen Seite als absolutistischer Herrscher, aber auch aufgeschlossen gegenüber Erneuerungen und neuen philosophischen Ansätzen. Er förderte die Bildung und Wissenschaft und errichtete dazu wissenschaftliche Einrichtungen und Schulen. Wegen seiner militärischen Siege bekam er den Beinamen „Friedrich der Große“. Im Volksmund wurde er auch „der Alte Fritz“ genannt. Eine gewisse Aufgeschlossenheit und Toleranz gegenüber verschiedenen Religionen und Ansichten kommt auch in seinem Credo „Jeder soll nach seiner Façon selig werden“ zum Ausdruck.


Obwohl immer wieder Kriegshandlungen Europa durchsetzten, z. B. der Siebenjährige Krieg von 1756–1763 –, muss man das 17. und 18. Jahrhundert als Zeit des geistigen Aufbruchs und der Aufklärung bezeichnen. Friedrich II. fühlte sich von den Mächten Österreich, Frankreich und Russland bedroht und eingekreist. Plötzlich und ohne Kriegserklärung eroberte er Sachsen und löste damit den Siebenjährigen Krieg aus. 1757 stand der Preußenkönig bei der schlesischen Stadt Leuthen einer Übermacht von etwa 65.000 österreichischen Soldaten gegenüber, eine schier ausweglose Situation für Friedrich II. Doch nach der Devise „alles oder nichts“ ging er als Sieger hervor. Trotzdem geriet Friedrich II. in den Kriegsjahren immer mehr in Bedrängnis und in die Defensive. Etwa 10 % der preußischen Bevölkerung sind auf den Schlachtfeldern gestorben und die wirtschaftliche und soziale Situation war miserabel. Im November 1762 kam es zu einem Waffenstillstand zwischen Österreich, Sachsen und Preußen. Preußen behielt nicht nur Schlesien, sondern die Hohenzollern verfügten anschließend über einen zusammenhängenden Staat. Das noch zu Polen gehörende West- und Ostpreußen wurde vereinigt. Preußen etablierte sich damit zu einer Großmacht in Europa. Wohl gemerkt, dieser Gebietsgewinn basierte auf einem Völkerrechtsbruch. Die vorab verfeindeten Mächte Österreich, Russland und Preußen nutzten die politische Schwäche in Polen und teilten mehr als ein Drittel von Polen untereinander auf.


In der Zeit der Aufklärung wurden bisherige Herrschaftsstrukturen und Ideologien hinterfragt, besonders die der Fürsten und Kirchen. Das Handeln und die geistige Fähigkeit des Individuums, des Menschen rückten in den Vordergrund. Die Aussage von dem Franzosen René Descartes (1596 bis 1650) war geradezu revolutionär: „Ich denke, also bin ich.“ Eine Deutung, die sich auf den Menschen von seiner Herkunft und Stand bezieht. Der Mensch muss seine Situation erkennen und handeln, er muss sein Leben in die eigene Hand nehmen. Die Vernunft spielte bei Descartes eine bedeutende Rolle. Ähnlich wie Descartes verfolgte Immanuel Kant, deutscher Philosoph, 1724 in Königsberg geboren, die Bedeutung der Erkenntnis im menschlichen Denken und Handeln. Kant, der Aufklärungsphilosoph, nannte es eindeutig: „Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen.“ Die bekannte Aufforderung von Kant war der kategorische Imperativ, also die grundsätzliche Aufforderung, dass der Mensch gut sein zu wollen auch auf das Tun umzusetzen ist; bewusst zu sein für die Verantwortung gegenüber dem Mitmenschen und Natur. „Handle stets so, dass die Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung gelten könne.“ Nach Kant muss der Mensch aber auch sowohl Rechte als auch Pflichten übernehmen. Einer ausgegebenen Moral auch im religiösen Sinne nachzueifern, sollte nicht das Handeln des Menschen sein, sondern die menschliche Vernunft ist explizit die Moral. „Das moralische Gesetz in mir.“


1748 veröffentlichte Montesquieu sein Hauptwerk „De l‘esprit des lois“ , darin wurde seine Theorie von der Gewaltenteilung dargelegt. John Locke (1632 bis 1704) brachte 1689 seine Schrift über die Toleranz heraus und forderte die gleichen Rechte für sämtliche Religionen. Einer der bedeutendsten Vertreter der französischen Aufklärer war Voltaire (1694 bis 1778), er setzte sich besonders mit der Macht der Kirchen auseinander. Gotthold Ephraim Lessing (1729 bis 1781) forderte in seinen Werken/ Schauspielen („Emilia Galotti“, uraufgeführt 1772 in Braunschweig) ein stärkeres Selbstbewusstsein des aufstrebenden Bürgertums. In „Nathan der Weise“ forderte er mehr religiöse Toleranz. Toleranz und Vernunft prägten das Gedankengut der Dichter. Die Musik übersprang die bisherigen Klanggewohnheiten. Die Dichter Goethe und Schiller versammelten sich mit anderen jungen Künstlern in Weimar ab 1775 unter der Obhut des Herzogs Karl August. „Die Räuber“ von Schiller wurde 1782 in Mannheim uraufgeführt. Weil sein Drama als zu aufrührerisch von der Obrigkeit eingestuft worden war, musste Schiller die Flucht ergreifen. Goethe war begeistert, was er auf seinen Italienreisen erlebte und mit eigenen Augen sah, besonders von der Schönheit der klassischen antiken Baukunst .Seine Eindrücke inspirierten ihn zweifellos in seinen vielfältigen und bedeutsamen Werken in der Weimarer Zeit von 1786 bis 1805. Nicht zu Unrecht wird diese Zeit von Goethe auch als „Weimarer Klassik“ bezeichnet. Die bürgerliche andere Kultur und aufkommende Musik prägten und begeistern bis heute die klassische Musik mit ihren Sinfonien und Streichquartetten. Aufzuführen sind hier besonders Wolfgang Amadeus Mozart (1756 bis 1791), Joseph Haydn (1732 bis 1809), Ludwig van Beethoven (1770 bis 1827). Die bizarre, zeremonielle und bisweilen langweilige, opake Barockmusik wurde durch die Musik der Wiener Klassik mit ihrer prägenden Rhythmik durchbrochen.


1809 reformierte Wilhelm von Humboldt das preußische Bildungssystem mit Inhalten und Strukturen. Die „harmonische Ausbildung des Geistes“ mit der Einbindung der antiken Sprachen standen im Vordergrund. Gymnasien bekamen ihren Stellenwert für die Aufnahme eines Studiums an einer Universität. Der Humanist und Schöngeist Humboldt vertrat in seiner Bildungsreformpolitik, dass Bildung für alle Bevölkerungsschichten zugänglich sein muss, und führte auch eine dreijährige Grundschulbildung ein. Der Bruder von Wilhelm von Humboldt war der Naturforscher und Geograf Alexander von Humboldt (1769 bis 1859).


Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern, allen voran England und Frankreich, vollzog sich die Aufklärung in Deutschland etwas später und sie war nicht die geistige Sprengkraft für revolutionäre Umwälzungen. Sie war der Ansatz und Beginn von moralphilosophischen Denkrichtungen und politischen Reformbewegungen, die sich auf neue gesellschaftliche Entwicklungen wie Verwaltung, Rechtsnormen, Wissenschaft und Regierungsführung hinbewegte. Sie war in erster Linie getragen von der bürgerlich gebildeten Schicht, dazu gehörten Philosophen, Geistliche, Dichter, Juristen, Ärzte, Lehrer und Ökonomen. Das aufgeklärte Denken und Handeln stand im Mittelpunkt.


Das Bürgertum, der Wunsch nach Einheit und Freiheit


Die Französische Revolution begann mit dem Sturm auf die Bastille (Gefängnis) 1789. Die Herrschaft des Adels wurde abgeschafft und die Absetzung des Königs 1792 war Bestandteil der Revolution in Frankreich. „Die Menschen werden frei geboren und bleiben frei und gleich an Rechten.“ Die Bedeutung der Republik, in der die Staatsgewalt vom Volk ausgeht, rückte in den Vordergrund, das Volk wählt die Regierung und diese gestaltet die Politik; also neue gesellschaftliche Prinzipien und Normen. Die Monarchie in Frankreich wurde beiseitegeschoben. Der Einfluss aus Frankreich und neue Ideen ergriffen auch Deutschland. Die Herrscher des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation fürchteten die Initialzündungen aus Frankreich auf das deutsche Reichsgebiet. Der preußische König Friedrich Wilhelm II. und der österreichische Kaiser Leopold II. berieten 1791 die revolutionären Ereignisse in Frankreich. Zwist und Streitigkeiten zwischen Preußen und Österreich über die Vormachtstellung in Deutschland traten in den Hintergrund. In der Pillnitzer Deklaration wurde Frankreich aufgefordert, Schutz und Rechte des französischen Königs zu gewährleisten. Doch diese Aufforderung zeigte keine Wirkung, 1793 wurden König Ludwig XVI. und seine Frau Marie Antoinette hingerichtet. Eine eventuelle ausländische Intervention wurde mit der Kriegserklärung Frankreichs am 20. April 1792 durchkreuzt. Die französische Nationalversammlung erklärte Preußen und Österreich den Krieg.


Ab 1799 übernimmt Napoleon Bonaparte (1769 bis 1821) als Konsul die Alleinherrschaft in Frankreich. Mit dem Frieden von Lunéville von 1801 zwischen Österreich und Frankreich wurde auch die Abtretung der Reichsgebiete links des Rheins an Frankreich akzeptiert. Nach dem Dritten Koalitionskrieg mit Österreich und Russland, ohne Beteiligung Preußens, gegen Frankreich musste eine weitere Niederlage gegenüber Frankreich eingesteckt werden. Mit dem Frieden von Pressburg vom 26. Dezember 1805 musste Österreich weitere territoriale Abtretungen über sich ergehen lassen und die Übermacht Napoleons in Europa anerkennen. Napoleon ordnete das Deutsche Reich neu und löste damit 112 Kleinstaaten und ebenso die Rechtsfreiheit von vielen Reichstädten auf. Als „Pufferstaaten“ zwischen Österreich und Frankreich dienten das vergrößerte Bayern und Württemberg sowie das Großherzogtum Baden. Franz II. (1768 bis 1835) war seit 1792 Kaiser des Deutschen Reiches und zusätzlich trug er den Titel Kaiser von Österreich. 1806 wurde Franz II. von Napoleon aufgefordert die Kaiserkrone des Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation niederzulegen. Unter Napoleons Protektorat wurden 16 süd- und westdeutsche Fürstentümer in den Rheinbund aufgenommen. Sie schieden damit gleichzeitig aus dem Reichsverband aus. Die Macht des Faktischen war hiermit eindeutig, das Heilige Römische Reich Deutscher Nation war damit beendet. Franz II. legte die Kaiserkrone nieder und der Habsburger regierte von nun an als Franz I. von Österreich. Die im Mittelalter prägende ständisch-hierarchisch strukturierte Ordnung unter dem Diktat des Kaisers ging dem Ende entgegen. Für oder gegen Napoleon war nun die Option der Fürstentümer. Preußen entschied sich gemeinsam mit Russland gegen Napoleon. 1806 erklärt Friedrich Wilhelm III. von Preußen Napoleon den Krieg. Nach der Kriegsniederlage gegenüber Napoleon musste Preußen Gebiete abgeben und wurde von den Franzosen besetzt. Am 21. Oktober 1806 besetzten französische Truppen Berlin. Österreich und Preußen waren geschlagene Staaten. Mit dem Frieden von Tilsit 1807 wurde Preußen durch Napoleon in seinem Herrschaftsgebiet auf Ost- und Westpreußen sowie Schlesien, Pommern und das östliche Brandenburg zurechtgestutzt. Mehr Gerechtigkeit für die Menschen und das Aufbrechen der alten Herrschaftsordnung durch die Adligen kamen auch in den Reformbestrebungen in Preußen zur Geltung. Die preußischen Reformen sind Meilensteine in der deutschen Geschichte.


In den Gebieten, die unter französischer Besatzung standen, kam das neue Gesetzbuch, der „Code Civil“, zur Geltung bzw. die Gesetzgebung in Deutschland stand unter dem Einfluss des Bürgerlichen Gesetzbuches der Franzosen. Mehr Rechte des einzelnen Bürgers wurden mehr reflektiert als jemals zuvor. Die antiquierte Ständegesellschaft, in der Privilegien und Vorrechte von Adel und Geistlichkeit bestimmt wurden, wurde ebenso wie die Leibeigenschaft abgeschafft. Die preußischen Reformen von 1807 bis 1813 fallen in eine Zeitspanne von gravierenden geopolitischen, ökonomischen und sozialen Veränderungen. Eine neue Agrarverfassung von 1807 sollte den Bauern mehr Freiheits- und Eigentumsrechte einräumen. Was jedoch fehlte, war die Rechtsregelung für die Übertragung der Eigentumsrechte von den Großgrundbesitzern an die Bauern. Die Großgrundbesitzer verlangten von den Bauern finanzielle Entschädigungen. Viele Bauern konnten diesen Forderungen nicht nachkommen und waren gezwungen, ihr Land zurückzugeben. Dies war eine Ursache für die Entstehung des ostelbischen Junkertums mit großen Agrarflächen. 1808 erfolgte in der Verwaltung die Trennung von Rechtsprechung und Verwaltung. 1810 gründete Wilhelm von Humboldt die Berliner Friedrich-Wilhelm-Universität, heute Humboldt-Universität. Unter den Ministern Stein und von Hardenberg wurde die straffe Zunftordnung abgeschafft und die Erlaubnis für die freie Ausübung des Handwerks erteilt. In diese Zeit fällt auch die Einziehung der Kirchengüter. Unter von Hardenberg (1812) erfolgte die volle Berechtigung der Juden zu Staatsbürgern. Von Scharnhorst (1813) führte die allgemeine Wehrpflicht ein.


Die Kriegs- und Eroberungspolitik Napoleons in Europa ging zu Ende. In der Völkerschlacht bei Leipzig, vom 16.–19.10.1813, kämpften deutsche, russische und österreichische Truppen gegen Napoleon und besiegten die französischen Streitkräfte, mit dieser Niederlage wurde gleichzeitig die Vorherrschaft Frankreichs gebrochen. Der Herrscher über Europa wurde 1814 nach Elba verbannt. Nach Napoleon musste das Staatsgefüge in Europa neu geordnet werden. Auf dem Wiener Kongress von 1815 wurde unter Führung von Österreich der Deutsche Bund gegründet, 35 Fürstentümer und vier freie Städte stellten damit kein Reich mehr her. Der österreichische Kanzler Klemens von Metternich (1773 bis 1859) war ein ausgemachter Gegner der Idee, im Verbund eines deutschen Reichs mehr Freiheiten, Rechte und Mitbestimmung der Bevölkerung zuzulassen. Bürgerlich-liberale Bestrebungen wurden bekämpft, die Zeit der Restauration begann. Mit Gründung des Deutschen Bundes war Deutschland weiterhin kleinteilig und von Fürstentümern und König beherrscht. Die menschlichen Opfer des Kampfes gegen die nationale Okkupation Napoleons bedeuteten für viele Menschen keinen Fortschritt. Der Kampf gegen Napoleon war verknüpft mit einer politischen Emanzipation des Bürgertums. Die katastrophale soziale und wirtschaftliche Situation der Menschen wurde durch die kriegerischen Auseinandersetzungen verstärkt und motivierte nicht wenige, an den „Freiheitskämpfen“ teilzunehmen. Die Freiwilligkeit und Teilnahme an den „Befreiungskriegen“ war getragen von verschiedenen gesellschaftlichen Schichten; neben Studenten waren ebenso Handwerker, Bauern und weitere Bildungsbürger eingebunden. Ab 1815 kristallisierten sich Bewegungen für nationale Einheit und Freiheitsrechte heraus. Am 12. Juni 1815 gründeten Studenten in Jena eine Burschenschaft, um ihr Gedankengut für die Einheit Deutschlands und die Liberalität zu äußern und zu verbreiten. Die Mehrheit der Studenten war in Burschenschaften organisiert und hatte Sympathien in der Bevölkerung. Die Burschenschaft war zur damaligen Zeit weit davon entfernt, einen Narzissmus von Saufgelagen und beschworener Kampfeslust zu pflegen. Ihre Identitätsfarben waren Schwarz-Rot-Gold, in Anlehnung an das Lützowsche Freikorps, eine freiwillige Vereinigung, die gegen Napoleon gekämpft hatte. „Schwarz wie der Rock des Lützowschen Freikorps, rot wie das Blut, golden wie die Sonne der Freiheit“. In einem Abkommen, der sogenannten Heiligen Allianz, vereinbarten Preußen, Österreich und Russland, gemeinsam gegen revolutionäre Bestrebungen vorzugehen. Im Oktober 1817 forderten überwiegend Studenten und Akademiker auf dem Fest der Wartburg die Einheit Deutschlands und eine neue Verfassungsordnung. 1819 erstach der Burschenschaftler Karl Sand den Schriftsteller August von Kotzebue, weil er angeblich die liberale Bewegung der Studenten verhöhnt hatte. Dieses und ein weiteres Attentat kamen dem Staatskanzler Metternich gelegen, um auf der deutschen Konferenz in Karlsbad und mit dem Beschluss der Bundesversammlung des Deutschen Bundes, am 20. September 1819, eine Notstandsverordnung zu erlassen und die Burschenschaft zu verbieten. Weiterhin wurde eine Zensur aller Bücher und Zeitungen erhoben. Mit der Überwachung und Repression des Staates begannen die Jahre des Biedermeier und der Romantik. Zur „Heidelberger Romantik“ gehörten die Dichter Clemens Brentano, Achim von Arnim und Josef von Eichendorff, ebenso der österreichische Komponist Franz Schubert. Vertreter der Biedermeierzeit, von etwa 1820 bis 1850, waren u. a. Eduard Mörike, Adalbert Stifter und Annette von Droste-Hülshoff.


Viele Menschen sehnten sich nach Ruhe und Frieden und zogen sich ins private Reich zurück. Die Biedermeierzeit und die Karlsbader Beschlüsse verhinderten jedoch nicht, dass weiterhin Bürger den Wunsch nach liberalen Reformen aufrechterhielten. Am 27. Mai 1832 rief der „Deutsche Presse- und Vaterlandsverein“ aus der Pfalz zu einer Kundgebung auf der Ruine des Hambacher Schlosses auf. Etwa 30.000 Menschen versammelten sich und trugen dabei schwarz-rot-goldene Fahnen. Das Hambacher Fest war und ist ein Symbol des freien Bürgerwillens in Deutschland. Die Menschen erhoben Forderungen nach nationaler Einheit und demonstrierten gegen die soziale und wirtschaftliche Not der Bevölkerung und gegen Bevormundung und Unterdrückung.


Für die wirtschaftliche Entwicklung war die Kleinstaaterei ein Hemmnis. Allein 38 verschiedene Zollsysteme behinderten und verkomplizierten einen freien Handel. Der schwäbische Handwerkssohn Friedrich List (1789 bis 1846) hatte schon 1819 auf diese Situation in einer Denkschrift aufmerksam gemacht. Die deutschen Fürsten lehnten seine Forderung ab; denn List kritisierte, dass jeder Landesfürst seine eigene Zollforderung erhob, und das in 35 Einzelstaaten und vier Freien Städten. List wurde wegen „demagogischer Umtriebe“ verhaftet und mit Festungshaft belegt. Aufgrund seiner Auswanderung in die USA wurde ihm seine Reststrafe erlassen. 1832 kehrte List aus den USA mit neuen Erfahrungen und Ansichten nach Deutschland zurück. Auf seine Initiative hin wurde der Deutsche Zollverein gegründet. Am 1. Januar 1834 trat die Regelung des Deutschen Zollvereins in Kraft. In dessen Grenzen gab es nun keine Zollbeschränkungen mehr. Die Wirkung des Zollvereins trug dazu bei, einen freieren Handelsverkehr zu ermöglichen und gleichzeitig die Entwicklung der Eisenbahnstruktur auf den Weg zu bringen. 1880 umfasste das deutsche Eisenbahnnetz über 30.000 Kilometer. Die industrielle Revolution in Deutschland bewirkte im 19. Jahrhundert eine Umwälzung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, sie erfasste die komplette Gesellschaftsformation. Die ökonomische Entwicklung und die wirtschaftliche Integration waren in Deutschland der politischen Einheit vorausgegangen. Anders verlief es in England und Frankreich, das Gedankengut für die Etablierung der Nation kam aus der revolutionären Idee von Freiheit und Gleichheit. „Nur aus der Einheit der materiellen Interessen erwächst die geistige und nur aus beiden die Nationalkraft“, so Friedrich List. Durch die Erfindungen und Einsätze der Dampfmaschine, den mechanischen Webstuhl und der Spinnmaschine trat die Produktion heraus aus den einfachen, handgefertigten Manufakturgegebenheiten. Fabriken mit ihren produzierenden Maschinen übernahmen mehr und mehr die Massenfertigung von billigen Handelswaren. 1841 baute Borsig in Berlin die erste deutsche Lokomotive, die Firma Krupp aus Essen wuchs um 1850 auf 1700 Arbeiter an und wurde zunächst die größte Gussstahlfabrik der damaligen Zeit. Kleinsthandwerker und Handwerksbetriebe konnten im Konkurrenzkampf mit Fabrikprodukten nicht mehr mithalten. Unter armseligen Bedingungen mussten sie Arbeiten in den Fabriken suchen und aufnehmen, sie waren lohnabhängig von den Fabrikanten. Auch die verarmte Landbevölkerung suchte Arbeit in den Städten und es kam zu einer Landflucht. Mehr als zwölf Stunden am Tag in einer Sieben-Tage-Woche wurde geschuftet. Kinder mussten mitarbeiten, damit die Familie überleben konnte. Die industrielle Revolution begrenzte den Wohlstand und die Mehrheit der Bevölkerung lebte in Armut und sozialer Not. Bevölkerungswachstum (die Bevölkerung stieg zwischen 1816 und 1850 um 50 %), schlechte Ernten und keine Arbeit. Merkmale einer vorindustriellen Massenarmut (Pauperismus) zwangen viele Menschen zur Auswanderung. 1816 kam es zu den ersten Massenauswanderungen nach Nordamerika. Zwischen 1830 und 1870 wanderten etwa 2,5 Millionen Menschen nach Übersee aus. Um das soziale Elend zu lindern, wurde in Preußen die Kinderarbeit 1839 eingeschränkt. Nun war die Fabrikarbeit von Kindern unter neun Jahren verboten und Jugendliche unter sechzehn Jahren durften nicht länger als zehn Stunden am Tag arbeiten. 1849 verlangte die preußische Gesetzgebung von den Unternehmern eine geldliche Entlohnung für geleistete Arbeit.


Am 4. Juni 1844 kam es trotz Versammlungsverbot zum Aufstand von etwa 3.000 schlesischen Webern. Der Protest der Weber richtete sich in erster Linie gegen die sogenannten Verleger, die den Webern für ihre produzierten Tücher immer weniger bezahlten. Die in den Fabriken produzierten Textilien lösten einen Preisverfall aus. Die Leidtragenden waren die Weber, die nur noch einen Hungerlohn für ihre Arbeit bekamen. In ihrer Verzweiflung und Wut schlossen sich die Weber mit ihren Familien zusammen und erhoben Forderungen für höhere Löhne. Als diese Forderung abgelehnt wurde, drangen sie in Fabriken ein und zerstörten die Maschinen. Der Aufstand der Weber wurde vom preußischen Militär niedergeschlagen. Diese Geschehnisse zeigen, dass rationellere Produktionsmethoden mit dem Einsatz von Maschinen die Arbeit von handwerklichen Tätigkeiten beiseitedrängten und viele Familien in die Existenznot trieben.


Einer der Schriftsteller, der im Verbund „Junges Deutschland“ aktiv war, war Heinrich Heine. Heine hatte von der Obrigkeit Schreibverbot bekommen und emigrierte nach Paris. Im Winter 1843/1844 kehrte Heine noch einmal nach Deutschland zurück, um seine Mutter zu besuchen. Seine Eindrücke verfasste er in seinem Versepos „Deutschland. Ein Wintermärchen“. Heine übte eindeutige Kritik an den gesellschaftlichen Verhältnissen in seiner Heimat. Darüber hinaus war Heine ein scharfsinniger Kritiker, der sowohl die Gefahr der „Deutschtümelei“ sah, indem Deutschland als eine überlegene Nation dargestellt wurde, als auch die Passivität der gefühlsbetonten Dichter der Romantik mit „spitzer Feder aufspießte“. Heinrich Heine, ein Mensch aus der Position des Kritikers heraus, aber ein wichtiger und ernst zu nehmender Zeitgeist.


Aus einer sozialen Krise wurde eine politische Krise in Europa. Wieder einmal schwappte die Widerstandsbewegung aus Frankreich nach Deutschland über. Am 24. Februar 1848 wurde das Chateau d’Eau, der französische Regierungssitz, gestürmt, der König in Frankreich trat zurück und die Republik wurde ausgerufen. In ganz Deutschland kam es zu Unruhen und Protestbewegungen, fast dreißig Jahre nach den Karlsbader Beschlüssen. In London wurde vom Bund der Kommunisten am 21. Februar 1848 das „Manifest der Kommunistischen Partei“ herausgegeben. Die beiden Deutschen Karl Marx (Philosoph und Publizist) und Friedrich Engels (Unternehmer) verfassten das Kommunistische Manifest. In den Grundzügen wurde hier die Klassengesellschaft mit der Bourgeoise und Arbeiterklasse im Kapitalismus umrissen. Im Verlauf einer historischen Entwicklung muss aus diesem Antagonismus eine soziale Revolution entspringen und das Proletariat als Sieger hervorgehen.


Die deutsche Revolutionsbewegung von 1848 beginnt in Baden. Am 27. Februar 1848 forderte die badische Volksversammlung Presse- und Vereinsfreiheit, eine Volksbewaffnung und ein deutsches Parlament. Der verhasste Staatskanzler Klemens von Metternich trat von seinem Amt zurück und floh nach England. Am 18. März 1848 kam es zu Barrikadenkämpfen in Berlin mit 254 Todesopfern. Der preußische König Friedrich Wilhelm IV. befürchtete einen Bürgerkrieg und zog seine Soldaten zurück. Zur Rettung Deutschlands versprach Wilhelm IV., sich an die Spitze des Vaterlandes zu stellen. Preußen sollte eingebunden sein in einem Einheitsstaat Deutschland. Viele Einzelstaaten des Deutschen Bundes bekräftigten danach, Wahlen für ein gesamtdeutsches Parlament zu ermöglichen. Im März 1848 trat mit Zustimmung des Bundestages ein Vorparlament zusammen, um eine Nationalversammlung vorzubereiten. Die Frankfurter Nationalversammlung kam am 18. Mai 1848 zusammen. Die 585 Abgeordneten waren ausschließlich Vertreter des gehobenen Bürgertums, mehrheitlich waren es Professoren, Juristen und Verwaltungsbeamte. Politische Parteien gab es noch nicht, sehr wohl aber die Zuordnung der Fraktionen in Rechts, Mitte und Links. Ein Wahlrecht für Frauen gab es erst mehr als siebzig Jahre später. Mit der Verabschiedung der „Grundrechte des Deutschen Volkes“ in der Frankfurter Paulskirche verabschiedeten die Abgeordneten zum ersten Mal in der deutschen Geschichte Bürgerrechte für alle. Enthalten waren die Gleichheit aller vor dem Gesetz und die Aufhebung der Standesvorteile sowie das Recht auf Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit. Elemente, die ihren Niederschlag in der Weimarer Verfassung und auch im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland fanden. Die Parlamentarier verabschiedeten am 28. März 1849 die Verfassung und wählten Friedrich Wilhelm IV. von Preußen zum Kaiser, vorgesehen war ein föderatives und konstitutionelles Reich. Das Parlament entschied sich für die kleindeutsche Lösung, ein Deutsches Reich ohne Österreich mit dem preußischen König als Kaiser. Friedrich Wilhelm IV. erklärte sich nur dann bereit, die Kaiserwürde anzunehmen, wenn alle deutschen Teilregierungen der Verfassung zustimmen würden. Der Versuch, in Deutschland ein konstitutionelles Kaiserreich zu etablieren, scheiterte. Österreich und viele deutsche Einzelstaaten lehnten die Verfassung ab. Die Grundrechte wurden 1851 in den meisten Einzelstaaten wieder abgeschafft. Die bürgerlich-liberale Revolution war damit in Deutschland gescheitert. Die Restauration hielt Einzug, kritische Menschen und Andersdenkende wurden verfolgt oder mussten Deutschland den Rücken kehren. Doch damit war nicht das Gedankengut für eine Emanzipation des Bürgertums und eine sozial-liberale Bewegung ausgelöscht worden, es war ein Erfahrungswert und auch Anstoß für einen fortwährenden Prozessverlauf, in dem weiterhin Bürgerrechte gefordert und erkämpft wurden.


Deutsche Reichsgründung, Kaiserzeit und der Erste Weltkrieg


Die Revolution in Deutschland war gescheitert und die Kleinstaaterei hatte ihren Fortbestand mit Preußen als mächtigsten Staat. Otto von Bismarck (1815 bis 1898) wurde 1862 preußischer Ministerpräsident. Er wollte ein starkes vereintes Deutschland unter preußischer Führung. Bismarck, durchtränkt mit der Ideologie von „Blut und Eisen“, eben dadurch, dass die Machterweiterung und Machtausübung auch durch den Krieg erstrebenswert sei. 1864 wurden gemeinsam mit Österreich im Deutsch-Dänischen Krieg die Herzogtümer Schleswig und Holstein von Dänemark abgetrennt. Über diese Gebiete gab es Auseinandersetzungen zwischen Preußen und Österreich. Für Preußen war es ein gegebener Anlass, um Österreich in einem erfolgreichen Krieg loszuwerden. Nach Friedensverhandlungen wurde der Deutsche Bund aufgelöst. Österreich beschränkte sich in der Machtausübung auf Böhmen und Ungarn. 1867 wurde der Norddeutsche Bund gegründet. Zum Norddeutschen Bund gehörten 22 Staaten mit 30 Millionen Einwohnern. In diesen Zeiten der politischen Macht und sich entwickelten Industrien mit aufkeimenden Wirtschaftsräumen wurde Bismarck am 14. Juli 1867 zum Kanzler des Bundes gewählt. Durch eine Provokation von Bismarck, hier die „Emser Depesche“, erklärte Frankreich Preußen den Krieg. In der Schlacht bei Sedan musste Frankreich am 2. Februar 1870 eine Niederlage einstecken. Nach dem erfolgreichen Krieg gegen Frankreich und langwierigen und erfolgreichen Verhandlungen mit den Staaten, die nicht zum Norddeutschen Bund gehörten, wie Bayern, Baden und Württemberg, kam es 1871 zur Deutschen Reichsgründung. Bismarck übertrug den süddeutschen Partnerstaaten föderative Staatsstrukturen und erreichte somit ihre Zustimmung zur Reichsgründung. Am 18. Januar 1871 verkündete der preußische König Wilhelm I. (1797 bis 1888) im Spiegelsaal von Versailles die Gründung des Deutschen Reiches, Wilhelm I. nahm den Titel „deutscher Kaiser“ an. Die politische Einheit war nun endlich in Deutschland erreicht. Die wirtschaftliche Integration zuvor war sicherlich eine Bindungskraft, um die politische Einheit zu vollziehen. Zumindest war ein Teilziel von 1848 erreicht. Ein anderes Ziel, die politische Freiheit der einzelnen Bürger, war durch die Macht- und Entscheidungsstruktur des staatlichen Überbaus nicht gegeben. Regierung und Kanzler mussten ihre Entscheidungen und Handlungen nicht vor der gewählten Volksvertretung legitimieren. Die Volksvertretung im Reichstag setzte sich per Gesetz aus dem männlichen Geschlecht über 25 Jahren zusammen. Das von Preußen 1849 eingeführte Dreiklassenwahlrecht wurde vom Deutschen Reich übernommen. Das Dreiklassenwahlrecht bezog sich auf Schichten der Steuerzahler in der Gesellschaft: Die Arbeiter und Bauern, die am wenigsten Steuern entrichten mussten, machten 1849 83 % der Bevölkerung aus; eine weitere Schicht, die eine mittlere Steuerlast zahlen musste, betrug 12 % der Bevölkerung, und die höchste Steuerlast wurde von 5 % der Bevölkerung getragen. Jede Schicht durfte gleich viele Wahlmänner aufstellen, um dann die Volksvertreter zu wählen. Durch diese ungleiche Wahlrechtsordnung wurde die Arbeiter- und Bauernschaft eindeutig in ihrer Votierung benachteiligt. Die Entscheidungsmacht lag beim Kaiser und seinem Kanzler Bismarck. Das Deutsche Reich war nach der Verfassung eine konstitutionelle Monarchie. Zum Deutschen Reich gehörten 22 Bundesstaaten und Elsass-Lothringen. Frankreich musste fünf Milliarden Franc Kriegsentschädigung an das Deutsche Reich zahlen. Ab 1878 waren die einzelnen Währungen der einzelnen Bundesländer nicht mehr gültig, die Mark war nun allgemeingültige Währung.


In der Zeit zwischen 1849 und 1873 konnte sowohl ein wirtschaftlicher Aufbau als auch Wirtschaftskrisen verzeichnet werden. Die Klassengegensätze zwischen Unternehmertum und Arbeiterschaft verschärften sich. Schlechte Arbeitsbedingungen, geringe Entlohnung und ein Leben in Not und Armut kennzeichneten die Lebensbedingungen der Arbeiter und der Landbevölkerung. In dieser Situation entstanden die ersten Arbeiterparteien. 1863 gründete Ferdinand Lassalle den „Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein“. Zeitlich versetzt gründeten der Drechslermeister August Bebel (1840 bis 1913) und Wilhelm Liebknecht (1826 bis 1900) die „Sozialdemokratische Arbeiterpartei“. Beide Gruppierungen schlossen sich 1875 zur „Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands“ zusammen, aus der die SPD hervorging und sich 1890 in „Sozialdemokratische Partei Deutschlands“ umbenannte.


Für den Reichskanzler Otto von Bismarck war die Arbeiterbewegung eine Revolutionsgefahr. Nach zwei gescheiterten Attentaten auf den Kaiser im Mai 1878 und Juni 1878 sah sich Bismarck in der Befürchtung bestätigt und legte dem Reichstag am 24. Mai 1878 ein „Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie“ vor. Das eingebrachte Gesetz scheiterte zunächst an dem Widerstand der meisten Abgeordneten. Nach dem zweiten Attentat auf den Kaiser verabschiedete der nun auch neu gewählte Reichstag ein Verbot der Sozialdemokratie. Ein Nachweis, dass beide Attentäter aus dem Kreis der Sozialdemokratie kamen, wurde nicht erbracht. Das von Bismarck betriebene Sozialistengesetz brachte nicht den beabsichtigten Erfolg, Bismarck erreichte genau das Gegenteil. Als die SPD 1890 wieder zu den Wahlen zugelassen wurde, erzielte sie die meisten Wählerstimmen, sie bekam 1,43 Millionen Stimmen. Bismarck hatte begriffen, dass die schlechte wirtschaftliche und soziale Situation der Arbeiterschaft von der Regierung als Realität wahrzunehmen ist und eine Handlung erfolgen musste. Von 1883 bis 1889 wurden von Bismarck die Sozialgesetze auf den Weg gebracht. Regelungen der Kranken- und Arbeitsunfähigkeitsversicherung sowie die Rentenversicherung wurden erlassen.
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